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1 EINLEITUNG 

Das Liechtenstein-Institut in Bendern wurde von der Gewaltschutzkommission (GSK) der 

Regierung damit beauftragt, eine jährliche Dokumentation über Extremismus in Liechten-

stein zu erstellen. Beginnend mit der ersten Dokumentation betreffend das Jahr 2010 galt 

die Aufmerksamkeit rechtsextremen Vorfällen. Der Monitoringbericht war ein Bestandteil 

des Massnahmenkatalogs gegen Rechtsextremismus (MAX), der für die Dauer von 2010 bis 

2015 von der Regierung beschlossen worden war. Damit wird auch eine Empfehlung des 

UNO-Ausschusses für die Beseitigung der Rassendiskriminierung (CERD) umgesetzt. Seit 

dem Beobachtungsjahr 2015 ist die Beobachtung auf Extremismus generell erweitert wor-

den. 

Die neunte nun vorliegende Dokumentation bezieht sich auf das Jahr 2018. Der Bericht 

dokumentiert allfällige Vorkommnisse, etwa Gewaltakte oder politische Aktionen, aber 

auch Massnahmen und Kampagnen gegen den Extremismus, ferner auch Medienberichte 

in Zeitungen und Onlineplattformen. 

Unter dem Stichwort „extremistisch“ werden in der vorliegenden Analyse sämtliche Bestre-

bungen verstanden, welche den Kern der staatlichen Ordnung in seiner Substanz bedrohen. 

Somit können politisch, politisch-religiös oder anders ideologisch motivierte Bewegungen 

angeführt werden, welche ihrem Wesen nach geeignet sind, die staatliche Grundordnung 

und die ihr inhärenten Prinzipien zu gefährden. 

Wie 2017 fiel die rechtsextreme Szene im Berichtsjahr nicht durch öffentliche Aktionen wie 

beispielsweise das Verteilen von Flugblättern und ähnliche Aktionen auf. In früheren Jahren 

war diese Szene in Liechtenstein sehr aktiv und öffentlich präsent gewesen. 

Gewaltaktionen mit extremistischem Hintergrund wurden 2018 nicht öffentlich bekannt. 

Vor Gericht erregte ein Verfahren gegen einen „Reichsbürger“ Aufmerksamkeit. 

2 EREIGNISSE UND ENTWICKLUNGEN 

Im Anhang werden alle Ereignisse, Gerichtsvorfälle, Massnahmen, Stellungnahmen sowie 

Studien und Veranstaltungen, welche öffentlich dokumentiert sind und sich direkt oder in-

direkt mit der Materie in Liechtenstein befassen, in chronologischer Ordnung angeführt. 

Nachstehend werden die Beobachtungen kurz zusammengefasst. 

Gewaltvorfälle 

Im Jahr 2018 kam es zu keinen registrierten Gewaltvorfällen im Bereich des Rechtsextre-

mismus gemäss dem Jahresbericht der Landespolizei Liechtenstein. Im Jahresbericht 2018 

der Landespolizei (S. 20) heisst es zum Thema „Rechte Gewalt“: 
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„Wie in den Jahren zuvor kann auch das Jahr 2018 im Bereich des Rechtsextremis-

mus als ruhiges Jahr bezeichnet werden. Seit vielen Jahren sind in Liechtenstein we-

der grössere Gewaltvorfälle noch strafrechtlich relevante Ereignisse mit rechtsext-

remem Hintergrund zu verzeichnen. Für die Landespolizei gilt in Bezug auf jede 

Form von Extremismus ein Null-Toleranz-Ansatz.“ 

Es sind jedoch laut Kriminalstatistik der Landespolizei Liechtenstein 2018 insgesamt 3 

(2017: 6) politisch-religiös motivierte Delikte festgestellt worden (Jahresbericht 2018 der 

Landespolizei, S. 25f.). Der Statistik der angezeigten Fälle zufolge erfüllten 2 (2017: 4) die-

ser Delikte den Tatbestand der Diskriminierung und 1 (2017: 1) den verbotenen Nachrich-

tendienst. In 2018 war kein Ordnungsdelikt feststellbar (2017: 1). Unter „Terrorismus“ 

wurde wie in den Vorjahren kein Straftatbestand in der Kriminalstatistik erfasst. 

Sonstige Ereignisse 

In der Medienberichterstattung findet eine Beschäftigung mit dem Thema Extremismus auf 

verschiedenen Ebenen statt. Regelmässig finden Berichte über politische Vorstösse, Ent-

wicklungen, Entscheidungen oder Kontakte Liechtensteins mit anderen Staaten oder inter-

nationalen Organisationen Eingang in die Medien. Im Jahr 2018 standen dabei häufig die 

Bekämpfung von Geldwäscherei und die Bekämpfung des Terrorismus im Zentrum. 2018 

fand auch die fünfte Prüfungsrunde der Europäischen Kommission zur Bekämpfung von 

Rassismus und Intoleranz (ECRI) des Europarates statt (Liechtensteiner Vaterland vom 15. 

Mai 2018; Liechtensteiner Volksblatt vom 16. Mai 2018; ECRI 2018). 

In zahlreichen Berichten und Anträgen (BuA) der Regierung an den Landtag und den fol-

genden Debatten im Landtag waren die Bekämpfung von Terrorismus, Terrorismusfinan-

zierung und Rassismus ein Teilaspekt der betreffenden Gesetzesvorhaben. Dies betrifft bei-

spielsweise das Datenschutzgesetz, das Polizeigesetz, die Schaffung eines Wirtschaftsprü-

fergesetzes oder eines Einlagensicherungs- und Anlegerentschädigungsgesetzes. 

Auch im Kulturbetrieb findet eine Auseinandersetzung mit Extremismus und Rassismus 

statt, wobei sich dies in Filmen, Buchpräsentationen, Theateraufführungen, Konzerten oder 

literarischen Kolumnen ausdrückt. 

Eine Auseinandersetzung mit Extremismus, Terrorismus und insbesondere auch mit dem 

Nationalsozialismus findet in zahlreichen Presseberichten statt. Die Beschäftigung mit der 

Vergangenheit und den negativen Folgen extremistischer Politik kann dazu beitragen, die 

Leserschaft zu sensibilisieren.  

Gerichtsfälle 

Im Juni 2018 kam es zu einem Gerichtsfall, der auf einen Facebook-Eintrag aus dem Jahr 

2015 zurückging. Dem Beschuldigten wurde vorgeworfen, zu gewaltsamen IS-Aktionen auf-

gerufen zu haben. Dieser Anklagepunkt wurde zwar fallengelassen, der Beschuldigte wurde 

aber erstinstanzlich vom Landgericht zu einer bedingten Geldstrafe verurteilt, da er auf sei-
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nem Facebook-Profil ein Video geteilt hatte, welches alle Muslime aufrief, Gewalt an Bud-

dhisten auszuüben (Liechtensteiner Vaterland und Liechtensteiner Volksblatt vom 15. Juni 

2018). 

Im Juli 2018 kam es beim Landgericht zu einem anderen Gerichtsverfahren, bei dem es um 

Cannabis-Konsum und unverantwortlichen Umgang mit Waffen ging. Dabei wurden bei ei-

nem Beschuldigten ein Reichsbürgerausweis und Broschüren von rechtsextremen Organi-

sationen gefunden, so etwa der Europäischen Aktion, die vor einigen Jahren auch in Liech-

tenstein aktiv gewesen war, aber nach eigenem Bekunden im Juni 2017 aufgelöst wurde 

(Liechtensteiner Vaterland vom 13. Juli und 4. August 2018).  

3 VERHALTEN VON BEHÖRDEN UND NICHTSTAATLICHEN AKTEUREN 

Massnahmen 

Im Jahr 2018 erfolgten keine speziellen Massnahmen gegen den Extremismus. Gesetzesan-

passungen oder die Verabschiedung neuer Gesetze zielten unter anderem auf die Bekämp-

fung von Terrorismus und dessen Finanzierung. 

Öffentliche Präsenz 

Regelmässige Präsenz in den Medien erhielten politische Vorstösse, Aktionen und interna-

tionale Treffen unter Teilnahme von Vertreterinnen und Vertretern aus Liechtenstein. 

Im Februar 2018 fand ein Treffen von Innenministerin Dominique Gantenbein und dem ös-

terreichischen Innenminister Herbert Kickl in Wien statt, bei welchem unter anderem auch 

die polizeiliche Zusammenarbeit und die Terrorismusbekämpfung thematisiert wurden. 

Die Innenministerin nahm im März 2018 auch am Treffen des EU-Innenministerrates in 

Brüssel teil, bei welchem unter anderem über Online-Radikalisierung diskutiert wurde. 

Im April 2018 nahm Aussenministerin Aurelia Frick auf Einladung des französischen Präsi-

denten Emmanuel Macron an der internationalen Konferenz „No Money for Terror“ in Paris 

teil. 

Im Juni 2018 wurde in den Medien berichtet, dass die Regierung weitgehend den Empfeh-

lungen des Uno-Menschenrechtsrates im Rahmen der Universellen Periodischen Überprü-

fung der Menschenrechtslage in Liechtenstein folge. Zwei Drittel der Empfehlungen würden 

von der Regierung akzeptiert. Zu Extremismus wurden keine Empfehlungen abgegeben. 

Im Juni 2018 nahm Innenministerin Dominique Gantenbein an einem Treffen des EU-Innen-

ministerrats in Luxemburg teil. Dabei ging es unter anderem um Terrorismusbekämpfung. 

Im Juli 2018 fand die Parlamentarische Versammlung der Organisation für Sicherheit und 

Zusammenarbeit in Europa (OSZE) in Berlin statt. Liechtenstein war durch den Landtags-

abgeordneten Günter Vogt und die Stellvertretende Landtagsabgeordnete Helen Konzett 
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vertreten. Auch bei dieser Versammlung war unter anderem Terrorismusbekämpfung ein 

Thema. 

Im August 2018 traf sich auf Einladung der Stabsstelle FIU die Egmont-Gruppe zur Vorbe-

reitung ihrer Plenarversammlung in Malbun. Die Egmont-Gruppe ist eine internationale 

Vereinigung, welcher Financial Intelligence Units zahlreicher Staaten angehören und die 

sich vor allem der Bekämpfung von Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung widmet. 

Radikalisierung und Terrorismus waren auch Thema beim Europäischen Polizeichef-Tref-

fen (EPCC) bei Europol in Den Haag im September 2018, an welchem der liechtensteinische 

Polizeichef Jules Hoch teilnahm. 

Im November 2018 traf Regierungschef Adrian Hasler den deutschen Bundesfinanzminister 

Olaf Scholz in Berlin zu einem Arbeitsgespräch. Im Zusammenhang mit der Blockchain-

Technologie wurde festgehalten, dass diese eine Chance für Wettbewerbsfähigkeit und 

Wirtschaftswachstum biete, wobei jedoch die geltenden Bestimmungen zur Bekämpfung 

der Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung angewandt werden müssten. 

Stellungnahmen, Studien, Veranstaltungen 

Der Landtag befasste sich im Zuge von Gesetzesberatungen mit Fragen der inneren Sicher-

heit und der Bekämpfung des Terrorismus (siehe hierzu die Hinweise zu den betreffenden 

Berichten und Anträgen der Regierung in Anhang 3). 

Auch auf Fragen aus dem Landtag musste die Regierung gelegentlich Stellung nehmen, wo-

bei Fragen der Geldwäscherei und der internationalen Terrorismusbekämpfung im Fokus 

standen. 

4 FAZIT 

Wie in den Jahren zuvor kann auch das Berichtsjahr 2018 in Bezug auf politischen oder 

sonstigen Extremismus in Liechtenstein als ruhiges Jahr bezeichnet werden. Seit mehreren 

Jahren sind in Liechtenstein weder grössere Gewaltvorfälle noch strafrechtlich relevante 

Ereignisse mit extremistischem Hintergrund zu verzeichnen. 
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LINKS UND ADRESSEN 

Links Behörden 

Gewaltschutzkommission Fürstentum Liechtenstein [https://gewaltschutz.li/] 

Landespolizei (Pressemitteilungen – Archiv) [https://www.landespolizei.li/] 

Landesverwaltung (Amt für Soziale Dienste). [https://www.llv.li/] 

Portal des Fürstentums Liechtenstein. [https://www.liechtenstein.li/] 

Regierung des Fürstentums Liechtenstein. [https://www.regierung.li/] 

Amt für Auswärtige Angelegenheiten – Publikationen und Berichte 

[https://www.llv.li/inhalt/1687/amtsstellen/publikationen-und-berichte] 

 

Links gegen Rassismus, Rechtsextremismus und Gewalt 

Antifaschistische Informations-, Dokumentations- und Archivstelle München 

[https://www.aida-archiv.de/] 

Stiftung gegen Rassismus und Antisemitismus (GRA), Schweiz, mit einer Chronologie 

rechtsextremistischer Vorfälle, erstellt vom Journalisten Hans Stutz 

[http://chronologie.gra.ch/] 

Linksammlung der Gewaltschutzkommission des Fürstentums Liechtenstein 

[https://www.gewaltschutz.li/links] 

 

Jugendarbeit 

Stiftung Offene Jugendarbeit SOJ [https://www.oja.li/] [seit 1. Juli 2015] 

aha Tipps & Infos für junge Leute Schaan [http://aha.li/ 
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INTERNET-SUCHE 

Die Abfrage im Internet erfolgt unter den folgenden Schlagworten (in Kombination mit 

Liechtenstein): 

 Dschihad/ismus 

 Hakenkreuz 

 Extremismus 

 Islamischer Staat 

 Islamismus/Islamistisch 

 Nationalsozialismus 

 Nazi 

 Neonazi 

 Radikalisierung 

 Rassismus 

 Rechte Szene 

 Rechtsextrem 

 Rechtsradikal 

 Salafismus/salafistisch 

 Skinhead 

 Terrorismus 
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AUSZUG AUS DEM STRAFGESETZBUCH 

Auszug aus dem Strafgesetzbuch (StGB) vom 24. Juni 1987, LGBl. 1988 Nr. 37  

Stand: 31. Dezember 2018 (für das Berichtsjahr 2018) 

Gültige Fassung unter www.gesetze.li  

 

20. Abschnitt 

Strafbare Handlungen gegen den öffentlichen Frieden 

§ 274 

Landfriedensbruch 

1) Wer wissentlich an einer Zusammenrottung einer Menschenmenge teilnimmt, die darauf abzielt, 
dass unter ihrem Einfluss ein Mord (§ 75), ein Totschlag (§ 76), eine Körperverletzung (§§ 83 bis 87) 
oder eine schwere Sachbeschädigung (§ 126) begangen werde, ist, wenn es zu einer solchen Gewalt-
tat gekommen ist, mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

2) Wer an der Zusammenrottung führend teilnimmt oder als Teilnehmer eine der im Abs. 1 ange-
führten strafbaren Handlungen ausführt oder zu ihrer Ausführung beigetragen hat (§ 12), ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

3) Nach Abs. 1 ist nicht zu bestrafen, wer sich freiwillig aus der Zusammenrottung zurückzieht oder 
ernstlich zurückzuziehen sucht, bevor sie zu einer Gewaltanwendung geführt hat, es sei denn, dass 
er an der Zusammenrottung führend teilgenommen hat. 

§ 275 

Landzwang 

Wer die Bevölkerung oder einen grossen Personenkreis durch eine Drohung mit einem Angriff auf 
Leben, Gesundheit, körperliche Unversehrtheit, Freiheit oder Vermögen in Furcht und Unruhe ver-
setzt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

§ 276 

Verbreitung falscher, beunruhigender Gerüchte 

Wer ein Gerücht, von dem er weiss (§ 5 Abs. 3), dass es falsch ist, und das geeignet ist, einen grossen 
Personenkreis zu beunruhigen und dadurch die öffentliche Ordnung zu gefährden, absichtlich ver-
breitet, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu 
bestrafen. 

§ 277 

Verbrecherisches Komplott 

1) Wer mit einem anderen die gemeinsame Ausführung eines Mordes (§ 75), einer erpresserischen 
Entführung (§ 102), einer Überlieferung an eine ausländische Macht (§ 103), eines Sklavenhandels 
(§ 104), eines Raubes (§ 142), einer gemeingefährlichen strafbaren Handlung nach den §§ 169, 171, 
173, 176, 185 oder 186 oder eines grenzüberschreitenden Prostitutionshandels (§ 217) verabredet, 
ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

2) Nach Abs. 1 ist nicht zu bestrafen, wer freiwillig durch eine Mitteilung an die Behörde (§ 151 Abs. 
3) oder an den Bedrohten oder auf andere Art die beabsichtigte strafbare Handlung verhindert. Un-
terbleibt die strafbare Handlung ohne Zutun des Täters, so ist er nicht zu bestrafen, wenn er sich in 
Unkenntnis dessen freiwillig und ernstlich bemüht, die strafbare Handlung zu verhindern. 

  

http://www.gesetze.li/
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§ 278 

Kriminelle Vereinigung 

1) Wer eine kriminelle Vereinigung gründet oder sich an einer solchen als Mitglied beteiligt, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

2) Eine kriminelle Vereinigung ist ein auf längere Zeit angelegter Zusammenschluss von mehr als 
zwei Personen, der darauf ausgerichtet ist, dass von einem oder mehreren Mitgliedern der Vereini-
gung ein oder mehrere Verbrechen, andere erhebliche Gewalttaten gegen Leib und Leben, nicht nur 
geringfügige Sachbeschädigungen, Diebstähle oder Betrügereien, Vergehen nach den §§ 104a, 165 
Abs. 1 und 2, 233 bis 239, 304 oder 307 oder in § 278d Abs. 1 genannte andere Vergehen ausgeführt 
werden.  

3) Als Mitglied beteiligt sich an einer kriminellen Vereinigung, wer im Rahmen ihrer kriminellen Aus-
richtung eine strafbare Handlung begeht oder sich an ihren Aktivitäten durch die Bereitstellung von 
Informationen oder Vermögenswerten oder auf andere Weise in dem Wissen beteiligt, dass er 
dadurch die Vereinigung oder deren strafbare Handlungen fördert. 

4) Hat die Vereinigung zu keiner strafbaren Handlung der geplanten Art geführt, so ist kein Mitglied 
zu bestrafen, wenn sich die Vereinigung freiwillig auflöst oder sich sonst aus ihrem Verhalten ergibt, 
dass sie ihr Vorhaben freiwillig aufgegeben hat. Ferner ist wegen krimineller Vereinigung nicht zu 
bestrafen, wer freiwillig von der Vereinigung zurücktritt, bevor eine Tat der geplanten Art ausgeführt 
oder versucht worden ist; wer an der Vereinigung führend teilgenommen hat, jedoch nur dann, wenn 
er freiwillig durch Mitteilung an die Behörde (§ 151 Abs. 3) oder auf andere Art bewirkt, dass die aus 
der Vereinigung entstandene Gefahr beseitigt wird. 

§ 278a 

Kriminelle Organisation 

Wer eine auf längere Zeit angelegte unternehmensähnliche Verbindung einer grösseren Zahl von 
Personen gründet oder sich an einer solchen Verbindung als Mitglied beteiligt (§ 278 Abs. 3) oder 
diese finanziell unterstützt, 

1. die, wenn auch nicht ausschliesslich, auf die wiederkehrende und geplante Begehung schwerwie-
gender strafbarer Handlungen, die das Leben, die körperliche Unversehrtheit, die Freiheit oder das 
Vermögen bedrohen, oder schwerwiegender strafbarer Handlungen im Bereich der sexuellen Aus-
beutung von Menschen, der Schlepperei oder des unerlaubten Verkehrs mit Kampfmitteln, Kernma-
terial und radioaktiven Stoffen, gefährlichen Abfällen, Falschgeld oder Betäubungsmitteln ausgerich-
tet ist, 

2. die dadurch eine Bereicherung in grossem Umfang oder erheblichen Einfluss auf Politik oder Wirt-
schaft anstrebt und 

3. die andere zu korrumpieren oder einzuschüchtern oder sich auf besondere Weise gegen Strafver-
folgungsmassnahmen abzuschirmen sucht, 

ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. § 278 Abs. 4 gilt entsprechend. 

§ 278b 

Terroristische Vereinigung 

1) Wer eine terroristische Vereinigung (Abs. 3) anführt, ist mit Freiheitsstrafe von fünf bis zu fünf-
zehn Jahren zu bestrafen. Wer eine terroristische Vereinigung anführt, die sich auf die Drohung mit 
terroristischen Straftaten (§ 278c Abs. 1) oder Terrorismusfinanzierung (§ 278d) beschränkt, ist mit 
Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen.  

2) Wer sich als Mitglied an einer terroristischen Vereinigung beteiligt (§ 278 Abs. 3) oder diese fi-
nanziell unterstützt, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen.  
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3) Eine terroristische Vereinigung ist ein auf längere Zeit angelegter Zusammenschluss von mehr als 
zwei Personen, der darauf ausgerichtet ist, dass von einem oder mehreren Mitgliedern dieser Verei-
nigung eine oder mehrere terroristische Straftaten (§ 278c) ausgeführt werden oder Terrorismusfi-
nanzierung (§ 278d) betrieben wird.  

§ 278c 

Terroristische Straftaten 

1) Terroristische Straftaten sind 

1. Mord (§ 75),  

2. Körperverletzungen nach den §§ 84 bis 87,  

3. erpresserische Entführung (§ 102),  

4. schwere Nötigung (§ 106),  

5. gefährliche Drohung nach § 107 Abs. 2,  

6. schwere Sachbeschädigung (§ 126) und Datenbeschädigung (§ 126a), wenn dadurch eine Gefahr 
für das Leben eines anderen oder für fremdes Eigentum in grossem Ausmass entstehen kann,  

7. vorsätzliche Gemeingefährdungsdelikte (§§ 169, 171, 173, 175, 176 und 178 sowie Art. 34 des 
Kriegsmaterialgesetzes) oder vorsätzliche Beeinträchtigung der Umwelt (§ 180),  

8. Luftpiraterie (§ 185),  

9. vorsätzliche Gefährdung der Sicherheit der Luftfahrt (§ 186),  

9a. Aufforderung zu terroristischen Straftaten und Gutheissung terroristischer Straftaten (§ 282a) 
oder 

10. eine nach Art. 60 des Waffengesetzes strafbare Handlung,  

wenn die Tat geeignet ist, eine schwere oder längere Zeit anhaltende Störung des öffentlichen Lebens 
oder eine schwere Schädigung des Wirtschaftslebens herbeizuführen, und mit dem Vorsatz begangen 
wird, die Bevölkerung auf schwerwiegende Weise einzuschüchtern, öffentliche Stellen oder eine in-
ternationale Organisation zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung zu nötigen oder die politi-
schen, verfassungsrechtlichen, wirtschaftlichen oder sozialen Grundstrukturen eines Staates oder ei-
ner internationalen Organisation ernsthaft zu erschüttern oder zu zerstören.  

2) Wer eine terroristische Straftat im Sinne des Abs. 1 begeht, ist nach dem auf die dort genannte Tat 
anwendbaren Gesetz zu bestrafen, wobei das Höchstmass der jeweils angedrohten Strafe um die 
Hälfte, höchstens jedoch auf zwanzig Jahre, hinaufgesetzt wird.  

3) Die Tat gilt nicht als terroristische Straftat, wenn sie auf die Herstellung oder Wiederherstellung 
demokratischer und rechtsstaatlicher Verhältnisse oder die Ausübung oder Wahrung von Menschen-
rechten ausgerichtet ist.  

§ 278d 

Terrorismusfinanzierung 

1) Wer Vermögenswerte mit dem Vorsatz bereitstellt oder sammelt, dass sie, wenn auch nur zum 
Teil, verwendet werden 

1. zur Ausführung 

a) einer Luftpiraterie (§ 185) oder einer vorsätzlichen Gefährdung der Sicherheit der Luftfahrt (§ 
186), 

b) einer erpresserischen Entführung (§ 102) oder einer Drohung damit, 
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c) eines Angriffs auf Leib, Leben oder Freiheit einer völkerrechtlich geschützten Person oder eines 
gewaltsamen Angriffs auf eine Wohnung, einen Dienstraum oder ein Beförderungsmittel einer sol-
chen Person, der geeignet ist, Leib, Leben oder Freiheit dieser Person zu gefährden, oder einer Dro-
hung damit, 

d) einer vorsätzlichen Gefährdung durch Kernenergie oder ionisierende Strahlen (§ 171), einer Dro-
hung damit, einer strafbaren Handlung zur Erlangung von Kernmaterial oder radioaktiven Stoffen 
oder einer Drohung mit der Begehung eines Diebstahls oder Raubes von Kernmaterial oder radioak-
tiven Stoffen, um einen anderen zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung zu nötigen, 

e) eines erheblichen Angriffs auf Leib oder Leben eines anderen auf einem Flughafen, der der inter-
nationalen Zivilluftfahrt dient, einer Zerstörung oder erheblichen Beschädigung eines solchen Flug-
hafens oder eines darauf befindlichen Luftfahrzeugs oder einer Unterbrechung der Dienste des Flug-
hafens, sofern die Tat unter Verwendung einer Waffe oder sonstigen Vorrichtung begangen wird und 
geeignet ist, die Sicherheit auf dem Flughafen zu gefährden, 

f) einer strafbaren Handlung, die auf eine in den §§ 185 oder 186 geschilderte Weise gegen ein Schiff 
oder eine feste Plattform, gegen eine Person, die sich an Bord eines Schiffes oder auf einer festen 
Plattform befindet, gegen die Ladung eines Schiffes oder eine Schifffahrtseinrichtung begangen wird, 

g) der Beförderung eines Sprengsatzes oder einer anderen tödlichen Vorrichtung an einen öffentli-
chen Ort, zu einer staatlichen oder öffentlichen Einrichtung, einem öffentlichen Verkehrssystem oder 
einer Versorgungseinrichtung oder des Einsatzes solcher Mittel mit dem Ziel, den Tod oder eine 
schwere Körperverletzung eines anderen oder eine weitgehende Zerstörung des Ortes, der Einrich-
tung oder des Systems zu verursachen, sofern die Zerstörung geeignet ist, einen besonders grossen 
wirtschaftlichen Schaden herbeizuführen, 

h) einer Handlung, die den Tod oder eine schwere Körperverletzung einer Zivilperson oder einer 
anderen Person, die in einem bewaffneten Konflikt nicht aktiv an den Feindseligkeiten teilnimmt, 
herbeiführen soll, wenn diese Handlung auf Grund ihres Wesens oder der Umstände darauf abzielt, 
eine Bevölkerungsgruppe einzuschüchtern oder eine Regierung oder eine internationale Organisa-
tion zu einem Tun oder Unterlassen zu nötigen, oder 

2. von einer Person oder einer Vereinigung (§ 278b Abs. 3), die eine in Ziff. 1 genannte Handlung 
begeht oder sich an einer solchen Vereinigung als Mitglied beteiligt (§ 278b Abs. 2), 

ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

2) Der Täter ist nach Abs. 1 nicht zu bestrafen, wenn die Tat nach einer anderen Bestimmung mit 
strengerer Strafe bedroht ist.  

§ 278e 

Ausbildung für terroristische Zwecke 

1) Wer eine andere Person in der Herstellung oder im Gebrauch von Sprengstoff, Schuss- oder sons-
tigen Waffen oder schädlichen oder gefährlichen Stoffen oder in einer anderen ebenso schädlichen 
oder gefährlichen spezifisch zur Begehung einer terroristischen Straftat nach § 278c Abs. 1 Ziff. 1 bis 
9 oder 10 geeigneten Methode oder einem solchen Verfahren zum Zweck der Begehung einer solchen 
terroristischen Straftat unterweist, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen, 
wenn er weiss, dass die vermittelten Fähigkeiten für diesen Zweck eingesetzt werden sollen. 

2) Wer sich in der Herstellung oder im Gebrauch von Sprengstoff, Schuss- oder sonstigen Waffen 
oder schädlichen oder gefährlichen Stoffen oder in einer anderen ebenso schädlichen oder gefährli-
chen spezifisch zur Begehung einer terroristischen Straftat nach § 278c Abs. 1 Ziff. 1 bis 9 oder 10 
geeigneten Methode oder einem solchen Verfahren unterweisen lässt, um eine solche terroristische 
Straftat unter Einsatz der erworbenen Fähigkeiten zu begehen, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Mo-
naten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. Die Strafe darf jedoch nach Art und Mass nicht strenger sein, 
als sie das Gesetz für die beabsichtigte Tat androht. 

§ 278f 

Anleitung zur Begehung einer terroristischen Straftat 
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1) Wer ein Medienerzeugnis, das nach seinem Inhalt dazu bestimmt ist, zur Begehung einer terroris-
tischen Straftat (§ 278c Abs. 1 Ziff. 1 bis 9 oder 10) mit den im § 278e genannten Mitteln anzuleiten, 
oder solche Informationen im Internet in einer Art anbietet oder einer anderen Person zugänglich 
macht, um zur Begehung einer terroristischen Straftat aufzureizen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren zu bestrafen. 

2) Ebenso ist zu bestrafen, wer sich ein Medienerzeugnis im Sinne des Abs. 1 oder solche Informati-
onen aus dem Internet verschafft, um eine terroristische Straftat (§ 278c Abs. 1 Ziff. 1 bis 9 oder 10) 
zu begehen. 

§ 279 

Bewaffnete Verbindungen 

1) Wer unbefugt eine bewaffnete oder zur Bewaffnung bestimmte Verbindung aufstellt oder eine 
bestehende Verbindung bewaffnet, sich in dieser Verbindung führend betätigt, für sie Mitglieder 
wirbt, aushebt oder militärisch oder sonst zum Kampf ausbildet oder die Verbindung mit Kampfmit-
teln, Verkehrsmitteln oder Einrichtungen zur Nachrichtenübermittlung ausrüstet oder mit Geldmit-
teln oder sonst in erheblicher Weise unterstützt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestra-
fen. 

2) Nach Abs. 1 ist nicht zu bestrafen, wer freiwillig, bevor die Behörde (§ 151 Abs. 3) von seinem 
Verschulden erfahren hat, alles, was ihm von der Verbindung und ihren Plänen bekannt ist, zu einer 
Zeit, da es noch geheim ist, einer solchen Behörde aufdeckt. 

§ 280 

Ansammeln von Kampfmitteln 

1) Wer Waffen, Munition oder andere Kampfmittel an sich bringt, besitzt oder einem anderen ver-
schafft, um eine grössere Zahl von Menschen zum Kampf auszurüsten, ist mit Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren zu bestrafen. 

2) Nach Abs. 1 ist nicht zu bestrafen, wer freiwillig, bevor die Behörde (§ 151 Abs. 3) von seinem 
Verschulden erfahren hat, die Kampfmittel auf Dauer unbrauchbar macht, einer solchen Behörde 
übergibt oder es ihr ermöglicht, der Kampfmittel habhaft zu werden. 

§ 281 

Aufforderung zum Ungehorsam gegen Gesetze 

Wer in einem Druckwerk, im Radio, Fernsehen oder sonst auf eine Weise, dass es einer breiten Öf-
fentlichkeit zugänglich wird, zum allgemeinen Ungehorsam gegen ein Gesetz auffordert, ist mit Frei-
heitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. 

§ 282 

Aufforderung zu mit Strafe bedrohten Handlungen und Gutheissung mit Strafe bedrohter Handlun-
gen 

1) Wer in einem Druckwerk, im Radio, Fernsehen oder sonst auf eine Weise, dass es einer breiten 
Öffentlichkeit zugänglich wird, zu einer mit Strafe bedrohten Handlung auffordert, ist, wenn er nicht 
als an dieser Handlung Beteiligter (§ 12) mit strengerer Strafe bedroht ist, mit Freiheitsstrafe bis zu 
zwei Jahren zu bestrafen. 

2) Ebenso ist zu bestrafen, wer auf die im Abs. 1 bezeichnete Weise eine vorsätzlich begangene, mit 
einer ein Jahr übersteigenden Freiheitsstrafe bedrohte Handlung in einer Art gutheisst, die geeignet 
ist, das allgemeine Rechtsempfinden zu empören oder zur Begehung einer solchen Handlung aufzu-
reizen. 

§ 282a 

Aufforderung zu terroristischen Straftaten und Gutheissung terroristischer Straftaten 
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1) Wer in einem Druckwerk, im Radio, Fernsehen oder einem anderen Medium oder sonst öffentlich 
auf eine Weise, dass es vielen Menschen zugänglich wird, zur Begehung einer terroristischen Straftat 
(§ 278c Abs. 1 Ziff. 1 bis 9 oder 10) auffordert, ist, wenn er nicht als an dieser Handlung Beteiligter 
(§ 12) mit strengerer Strafe bedroht ist, mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

2) Ebenso ist zu bestrafen, wer auf die im Abs. 1 bezeichnete Weise eine terroristische Straftat (§ 
278c Abs. 1 Ziff. 1 bis 9 oder 10) in einer Art gutheisst, die geeignet ist, die Gefahr der Begehung einer 
oder mehrerer solcher Straftaten herbeizuführen. 

§ 283 

Diskriminierung 

1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren ist zu bestrafen, wer 

1. öffentlich gegen eine Person oder eine Gruppe von Personen wegen ihrer Rasse, Sprache, Nationa-
lität, Ethnie, Religion oder Weltanschauung, ihres Geschlechts, ihrer Behinderung, ihres Alters oder 
ihrer sexuellen Ausrichtung zu Hass oder Diskriminierung aufreizt,  

2. öffentlich Ideologien verbreitet, die auf die systematische Herabsetzung oder Verleumdung von 
Personen wegen ihrer Rasse, Sprache, Nationalität, Ethnie, Religion oder Weltanschauung, ihres Ge-
schlechts, ihrer Behinderung, ihres Alters oder ihrer sexuellen Ausrichtung gerichtet sind,  

3. mit dem gleichen Ziel Propagandaaktionen organisiert, fördert oder daran teilnimmt, 

4. öffentlich durch Wort, Schrift, Bild, über elektronische Medien übermittelte Zeichen, Gebärden, 
Tätlichkeiten oder in anderer Weise eine Person oder eine Gruppe von Personen wegen ihrer Rasse, 
Sprache, Nationalität, Ethnie, Religion oder Weltanschauung, ihres Geschlechts, ihres Behinderung, 
ihres Alters oder ihrer sexuellen Ausrichtung in einer gegen die Menschenwürde verstossenden 
Weise herabsetzt oder diskriminiert, 

5. öffentlich durch Wort, Schrift, Bild, über elektronische Medien über-mittelte Zeichen, Gebärden, 
Tätlichkeiten oder in anderer Weise Völkermord oder andere Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
leugnet, gröblich verharmlost oder zu rechtfertigen versucht, 

6. eine von ihm angebotene Leistung, die für die Allgemeinheit bestimmt ist, einer Person oder einer 
Gruppe von Personen wegen ihrer Rasse, Sprache, Nationalität, Ethnie, Religion oder Weltanschau-
ung, ihres Geschlechts, ihrer Behinderung, ihres Alters oder ihrer sexuellen Ausrichtung verweigert,  

7. sich an einer Vereinigung als Mitglied beteiligt, deren Tätigkeit darin besteht, eine Diskriminierung 
im Sinne dieser Bestimmung zu fördern oder dazu aufzureizen.  

2) Ebenso ist zu bestrafen, wer diskriminierende (Abs. 1) Schriften, Ton- oder Bildaufnahmen, über 
elektronische Medien übermittelte Zeichen, Abbildungen oder andere Gegenstände dieser Art,  

1. zum Zwecke der Weiterverbreitung herstellt, einführt, lagert oder in Verkehr bringt, 

2. öffentlich anpreist, ausstellt, anbietet oder zeigt. 

3) Abs. 1 und 2 kommen nicht zur Anwendung, wenn das Propagandamittel oder die Handlung der 
Kunst oder der Wissenschaft, der Forschung oder der Lehre, der sachgerechten Berichterstattung 
über Vorgänge des Zeitgeschehens oder der Geschichte oder ähnlichen Zwecken dient. 

§ 284 

Sprengung einer Versammlung 

Wer eine Versammlung, einen Aufmarsch oder eine ähnliche Kundgebung, die nicht verboten sind, 
mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt verhindert oder sprengt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr zu bestrafen. 

§ 285 

Verhinderung oder Störung einer Versammlung 

Wer eine nicht verbotene Versammlung dadurch verhindert oder erheblich stört, dass er 
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1. den Versammlungsraum unzugänglich macht, 

2. eine zur Teilnahme berechtigte Person am Zutritt hindert oder ihr den Zutritt erschwert oder ihr 
die Teilnahme an der Versammlung durch schwere Belästigungen unmöglich macht oder erschwert, 

3. in die Versammlung unbefugt eindringt oder 

4. eine zur Leitung oder Aufrechterhaltung der Ordnung berufene Person verdrängt oder sich einer 
ihrer auf den Verlauf der Versammlung bezüglichen Anordnungen tätlich widersetzt, 

ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 286 

Unterlassung der Verhinderung einer mit Strafe bedrohten Handlung 

1) Wer es mit dem Vorsatz, dass vorsätzlich eine mit Strafe bedrohte Handlung begangen werde, 
unterlässt, ihre unmittelbar bevorstehende oder schon begonnene Ausführung zu verhindern oder 
in den Fällen, in denen eine Benachrichtigung die Verhinderung ermöglicht, der Behörde (§ 151 Abs. 
3) oder dem Bedrohten mitzuteilen, ist, wenn die strafbare Handlung zumindest versucht worden 
und mit einer ein Jahr übersteigenden Freiheitsstrafe bedroht ist, mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah-
ren zu bestrafen. Die Strafe darf jedoch nach Art und Mass nicht strenger sein, als sie das Gesetz für 
die nicht verhinderte Tat androht. 

2) Der Täter ist nach Abs. 1 nicht zu bestrafen, wenn er 

1. die Verhinderung oder Benachrichtigung nicht leicht und ohne sich oder einen Angehörigen der 
Gefahr eines beträchtlichen Nachteils auszusetzen, bewirken konnte, 

2. von der mit Strafe bedrohten Handlung ausschliesslich durch eine Mitteilung Kenntnis erhalten 
hat, die ihm in seiner Eigenschaft als Seelsorger anvertraut worden ist oder 

3. durch die Verhinderung oder Benachrichtigung eine andere rechtlich anerkannte Verschwiegen-
heitspflicht verletzen würde und die aus der Verletzung dieser Pflicht drohenden Folgen schwerer 
gewogen hätten als die nachteiligen Folgen aus der Unterlassung der Verhinderung oder Bekannt-
machung. 

§ 287 

Begehung einer mit Strafe bedrohten Handlung im Zustand voller Berauschung 

1) Wer sich, wenn auch nur fahrlässig, durch den Genuss von Alkohol oder den Gebrauch eines an-
deren berauschenden Mittels in einen die Zurechnungsfähigkeit ausschliessenden Rausch versetzt, 
ist, wenn er im Rausch eine Handlung begeht, die ihm ausser diesem Zustand als Verbrechen oder 
Vergehen zugerechnet würde, mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. Die Strafe darf jedoch nach Art und Mass nicht strenger sein, als sie das 
Gesetz für die im Rausch begangene Tat androht. 

2) Der Täter ist nur auf Verlangen, auf Antrag oder mit Ermächtigung zu verfolgen, wenn die im 
Rausch begangene mit Strafe bedrohte Handlung nur auf Verlangen, auf Antrag oder mit Ermächti-
gung zu verfolgen ist. 

 

 

* * * * * * * 
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Anhang 1: 
Pressedokumentation 2018 

Liechtensteiner Vaterland 
Liechtensteiner Volksblatt 
Weitere Printmedien 
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Januar 2018 
 

Liechtensteiner Vaterland, 9. Januar 2018, S. 15 
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Liechtensteiner Volksblatt, 11. Januar 2018, S. 19 

 

 

 

Liechtensteiner Vaterland, 12. Januar 2018, S. 13 
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LIEWO DIE SONNTAGSZEITUNG, 14. Januar 2018, S. 22 
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Liechtensteiner Vaterland, 16. Januar 2018, S. 19 
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Liechtensteiner Vaterland, 18. Januar 2018, S. 8 
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Liechtensteiner Vaterland, 19. Januar 2018, S. 9 
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Liechtensteiner Vaterland – Wirtschaft Regional, 20. Januar 2018, S. 9 
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Liechtensteiner Vaterland, 23. Januar 2018, S. 9 

 

  

LIEWO DIE SONNTAGSZEITUNG, 28. Januar 2018, S. 3 

 

  

Liechtensteiner Vaterland, 30. Januar 2018, S. 6 
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Liechtensteiner Vaterland, 31. Januar 2018, S. 6 
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Liechtensteiner Vaterland, 31. Januar 2018, S. 10 
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Liechtensteiner Vaterland, 31. Januar 2018, S. 10 
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Februar 2018 
 

Liechtensteiner Volksblatt, 1. Februar 2018, S. 4 
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Liechtensteiner Vaterland, 7. Februar 2018, S. 11 
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Liechtensteiner Vaterland, 17. Februar 2018, S. 5 
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Liechtensteiner Vaterland, 24. Februar 2018, S. 11 
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Liechtensteiner Vaterland, 28. Februar 2018, S. 2 
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Liechtensteiner Volksblatt, 28. Februar 2018, S. 8 

 

 

 

Siehe Darstellungen auf den folgenden Seiten. 
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März 2018 
 

Liechtensteiner Vaterland, 1. März 2018, S. 4 

 

 

 

Liechtensteiner Volksblatt, 9. März 2018, S. 5 
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Liechtensteiner Vaterland, 13. März 2018, S. 10 
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Liechtensteiner Vaterland, 24. März 2018, S. 17 
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April 2018 
 

Liechtensteiner Volksblatt, 21. April 2018, S. 8 
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Liechtensteiner Volksblatt, 25. April 2018, S. 5 
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Liechtensteiner Vaterland, 27. April 2018, S. 2 
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Liechtensteiner Volksblatt, 27. April 2018, S. 9 
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Mai 2018 
 

Liechtensteiner Vaterland, 3. Mai 2018, S. 3 
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Liechtensteiner Vaterland, 15. Mai 2018, S. 2 
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Liechtensteiner Volksblatt, 16. Mai 2018, S. 6 
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Liechtensteiner Vaterland, 24. Mai 2018, S. 3 
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Juni 2018 
 

Liechtensteiner Volksblatt, 1. Juni 2018, S. 11 

 

 

Liechtensteiner Vaterland, 1. Juni 2018, S. 6 
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Liechtensteiner Vaterland, 6. Juni 2018, S. 9 

 

 

 

Liechtensteiner Vaterland, 8. Juni 2018, S. 5 
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Liechtensteiner Vaterland, 9. Juni 2018, S. 16 
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Liechtensteiner Vaterland, 15. Juni 2018, S. 2 

 

 

 

  



 

Extremismus in Liechtenstein – Monitoringbericht 2018  56 

 

Liechtensteiner Volksblatt, 15. Juni 2018, S. 3 
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Liechtensteiner Volksblatt, 23. Juni 2018, S. 6 

 

 
 

 

 

Juli 2018 
 

Liechtensteiner Vaterland, 11. Juli 2018, S. 11 
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Liechtensteiner Vaterland, 13. Juli 2018, S. 3 

 

 

 

Liechtensteiner Vaterland, 17.07.2018, S. 7 
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Liechtensteiner Vaterland, 23. Juli 2018, S. 4 
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August 2018 
 

Liechtensteiner Vaterland, 2. August 2018, S. 3 
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Liechtensteiner Vaterland, 4. August 2018, S. 3 
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Liechtensteiner Volksblatt, 6. August 2018, S. 6 
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Liechtensteiner Vaterland, 9. August 2018, S. 11 

 

 

 

 

Liechtensteiner Vaterland – Wirtschaft Regional, 18. August 2018, S. 1 
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Liechtensteiner Vaterland, 25. August 2018, S. 10 

 

 

 

Liechtensteiner Vaterland, 27. August 2018, S. 2 
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Liechtensteiner Vaterland, 28. August 2018, S. 7 
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Liechtensteiner Vaterland, 29. August 2018, S. 6 
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September 2018 
 

Liechtensteiner Vaterland – Wirtschaft Regional, 1. September 2018, S. 1 

 

 

Liechtensteiner Vaterland, 6. September 2018, S. 10 
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Liechtensteiner Vaterland - Wirtschaft Regional, 7. September 2018, S. 2 

 

    

 

 

 

Liechtensteiner Vaterland, 7. September 2018, S. 10 
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Liechtensteiner Vaterland, 7. September 2018, S. 10 
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Liechtensteiner Vaterland – Wirtschaft Regional, 15. September 2018, S. 2 
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Liechtensteiner Vaterland, 18. September 2018, S. 15 

 

 

 

Liechtensteiner Volksblatt, 20. September 2018, S. 27 
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Liechtensteiner Vaterland, 22. September 2018, S. 15 

 

 

Liechtensteiner Vaterland, 28. September 2018, S. 2 
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Oktober 2018 
 

Liechtensteiner Vaterland, 4. Oktober 2018, S. 6 

 

 

 

Liechtensteiner Vaterland, 4. Oktober 2018, S. 3 
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Liechtensteiner Volksblatt, 4. Oktober 2018, S. 3 

 

   

 

Liechtensteiner Vaterland, 16. Oktober 2018, S. 6 

 

  



 

Extremismus in Liechtenstein – Monitoringbericht 2018  75 

 

Liechtensteiner Vaterland, 27. Oktober 2018, S. 15 
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Liechtensteiner Vaterland, 30. Oktober 2018, S. 3 
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Liechtensteiner Vaterland, 30. Oktober 2018, S. 8 
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November 2018 
 

Liechtensteiner Vaterland, 2. November 2018, S. 13 

 

Liechtensteiner Vaterland, 10. November 2018, S. 1 
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Liechtensteiner Vaterland, 12. November 2018, S. 3 
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Liechtensteiner Vaterland, 20. November 2018, S. 6 

 

     

 

Liechtensteiner Volksblatt, 21. November 2018, S. 2 
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Liechtensteiner Vaterland, 22. November 2018, S. 12 
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Liechtensteiner Volksblatt, 24. November 2018, S. 9 

 

 

 

Liechtensteiner Vaterland, 24. November 2018, S. 10 
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Liechtensteiner Volksblatt, 28. November 2018, S. 7 
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Dezember 2018 
 

Liechtensteiner Volksblatt, 12. Dezember 2018, S. 8 
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Liechtensteiner Vaterland, 13. Dezember 2018, S. 10 
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Liechtensteiner Vaterland, 21. Dezember 2018, S. 6 

 

 

 

klar, in: Liechtensteiner Vaterland, 29. Dezember 2018, S. 7 
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Anhang 2:  
Dokumente von Online-Diensten 
Berichte 
Meldungen  
Foren 
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Liechtensteiner Vaterland, 4. August 2018, Online-Ausgabe 

[https://www.vaterland.li/liechtenstein/vermischtes/rechtsextreme-gruppe-war-ausser-

ordentlich-ehrgeizig;art171,341109] 

 

Rechtsextreme Gruppe war «ausserordentlich ehrgeizig»  

Reichsbürger sind nicht nur in Deutschland zu finden – es gibt sie auch in Liechtenstein. Erst 

im vergangenen Monat stand ein junger Mann vor Gericht, bei dem die Polizei nicht nur 

Flyer der «Europäischen Aktion», sondern auch einen Reichsbürgerausweis fand.  

Vaduz Noch vor rund eineinhalb Jahren war die rechtsextreme Szene in Liechtenstein sehr 

aktiv. Doch seit der Auflösung der rechtsextremen Organisation «Europäische Aktion» (EA) 

am 10. Juni 2017 ist es hierzulande ruhig geworden. Neben einzelnen Exponenten der 

rechtsextremen Szene gab es vor allem zwei Gruppen, die vor besagtem Datum Präsenz 

zeigten: Die Europäische Aktion Liechtenstein, eine Zelle der 2010 vom Schweizer Bernhard 

Schaub mitbegründeten rechtsextremen Organisation EA. Und die Volkstreue Jugend Liech-

tenstein, die durch ihre fragwürdigen Facebook-Einträge für Aufsehen sorgten. 

Im Juli stand ein junger Mann wegen mehrerer Verstösse vor dem Landgericht in Vaduz. 

Obwohl der Fund eines Reichsbürgerausweises sowie Flugblätter der rechtsextremen EA 

für die Verhandlung nicht von Belang waren, wurden während dem Prozess Erinnerungen 

an die rechtsextreme Szene in Liechtenstein geweckt. Denn der Richter hatte durchaus In-

teresse an den Fundstücken und befragte den jungen Mann wegen der Flyer und dem Aus-

weis. Dieser versicherte, keine Verbindungen zur rechtsextremen Szene zu haben. Trotz-

dem sprachen die zahlreichen Flugblätter und der personalisierte Reichsbürgerausweis 

eine andere Sprache. 

Verbindungen zwischen Gruppen sichtbar Die Landespolizei bestätigt, dass ihnen ein-

zelne Reichsbürger in Liechtenstein bekannt seien. «Sie sind weder organisiert noch aktiv. 

Aus Sicht der Landespolizei stellen sie aktuell kein Problem dar», sagt die Landespolizei auf 

Anfrage. Auch Hans Stutz, Journalist und Autor, hat seit gut eineinhalb Jahren keine Aktivi-

täten der rechtsextremen Organisationen in Liechtenstein mehr feststellen können. Stutz 

beschäftigt sich bereits seit bald 30 Jahren mit Rassismus und Rechtsextremismus. Im Rah-

men seiner Recherchen hat er erkannt, dass die Volkstreue Jugend Liechtensteins eng mit 

der EA vernetzt ist. «Öffentlich aufgetreten ist jedoch nur Oliver Hasler. Angekündigt als 

‹Landesleiter Liechtenstein› nahm er 2012 am Jahrestreffen der EA im Elsass teil. Er war 

einer von rund zehn Rednern», sagt Stutz. Diese Verbindung zwischen der Volkstreuen Ju-

gend Liechtenstein, der EA Liechtenstein und der internationalen EA lassen nicht aus-

schliessen, dass sich unter den Anhängern der rechtsextremen Szene in Liechtenstein auch 

Anhänger der Reichsbürgerbewegung befinden. Denn Schaub ist ein bekennender Holo-

caustleugner und einer, der vom völkischen Reichsgedanken ausgeht. Ebenso wie die 

Reichsbürgerbewegung nimmt Schaub eine staatsablehnende Haltung ein: Er bestreitet die 

Existenz der Bundesrepublik Deutschland als legitimer und souveräner Staat und aner-

kennt deren Gesetze und Behörden nicht. Dennoch ist laut Stutz im Umgang mit dem Begriff 

«Reichsbürger» Vorsicht geboten, vor allem auch weil sich viele von ihnen nicht politisch 
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organisieren wollen. Auch nicht verwechseln dürfe man Reichsbürger mit den Staatsver-

weigerern, die staatliche Gesetze nur für sich gelten liessen, wenn sie ihnen zustimmen, er-

gänzt Stutz. Nicht nur durch die Facebook-Auftritte wurde die Bevölkerung auf die beiden 

rechtsextremen Gruppen aufmerksam. Auch die Flugblattverteilung hatte für viel Ge-

sprächsstoff gesorgt. «Die EA Liechtenstein hatte dabei das Ziel, diese Flyer in alle Haushalte 

Liechtensteins zu bringen. Der Anspruch war ausserordentlich ehrgeizig», erklärt der Jour-

nalist. Auch im Vergleich mit anderen EA-Zellen ist die Häufigkeit der Flugblatt-Aktionen 

auffällig. Obwohl sich Stutz intensiv mit den Gruppierungen beschäftigt, konnte er wenig 

über die interne Struktur in Erfahrung bringen. Der Journalist und Szenenbeobachter 

spricht daher bewusst von «Exponenten» und vermeidet Begriffe wie «Anführer» oder 

«Mitläufer». Denn innerhalb der Gruppen gäbe es einzelne Mitglieder, die deren Aktivitäten 

«öffentlich machen und sich exponieren», sagt Stutz. Wenn sie sich zurückziehen – sei es 

wegen persönlicher Gründe, juristischer Angelegenheiten oder aufgrund eines Wegzugs – 

wird es um die gesamte Gruppe ruhiger, oder diese löst sich sogar auf. Anders bei Schaubs 

Europäischer Aktion. Anfang Sommer 2017 eröffneten deutsche und österreichische Behör-

den Strafverfahren gegen mehrere EA-Exponenten wegen des Verdachts rechtsterroristi-

scher Aktivitäten. Die EA verkündete umgehend ihre Auflösung. Auch gegen Schaub ermit-

telten die Behörden, dies wegen einer Rede, in der er den Holocaust geleugnet hatte. «Es 

gibt keine Indizien dafür, dass die EA weiterhin besteht», sagt Stutz. (jka) 

04. Aug 2018 / 08:00  
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ZEIT ONLINE, 15. Juni 2018, Online-Ausgabe 

[https://blog.zeit.de/stoerungsmelder/2018/06/15/das-moerderische-netz-der-holo-

caustleugner_26533] 

 

Das mörderische Netz der Holocaustleugner 

15. Juni 2018 um 8:57 Uhr  

In einem Verband von Holocaustleugnern sammelten sich Rechtsextreme aus ganz Europa. 

Die Verbindungen reichen bis zu einem mutmaßlichen Polizistenmörder – und nach 

Deutschland.  

Die Durchsuchung des Anwesens eines bekannten Neonazis in Ungarn endete für den Poli-

zisten Peter Palvölgyi im Oktober 2016 tödlich. Mehrere Schüsse aus einer Maschinenpis-

tole trafen ihn in den Kopf, er verstarb noch am selben Tag im Krankenhaus. Ein weiterer 

Beamter wurde durch Schüsse in die Magengrube verletzt. Abgefeuert hatte die Schüsse laut 

Anklage der Gründer der militanten rechtsextremen Ungarischen Nationalen Front, István 

Györkös. Seit Ende April dieses Jahres muss er sich vor Gericht verantworten. Bei der Durch-

suchung seines Grundstücks waren Waffen, Munition und Sprengstoff gefunden worden. 

Dort hatte Györkös Wehrsportübungen veranstaltet, an denen auch Neonazis aus anderen 

Ländern teilnahmen.  

Ein Österreicher lieferte die Waffe  

Der Mord an dem Polizisten brachte nicht nur Györkös in Untersuchungshaft, er ließ auch 

einen großen Verband europäischer Rechtsextremer in anderem Licht erscheinen: die Eu-

ropäische Aktion (EA). Sie galt als wichtigste Dachorganisation von Holocaustleugnern des 

Kontinents, hatte allein in Deutschland rund 100 Mitglieder, bis sie sich im Juni 2017 auf-

löste. Ihre Verbindungen reichen unter anderem nach Ungarn, Österreich und auch nach 

Thüringen.  

Die Spur der Waffe, mit der mutmaßlich der Polizist erschossen wurde, führt nach Öster-

reich. Die verwendete Maschinenpistole oder „eine Schusswaffe gleichen Typs“ soll der 

Rechtsextreme Peter Karsay nach Angaben der Wiener Staatsanwaltschaft illegal nach Un-

garn geliefert haben. Dies sollen mitgehörte Telefonate belegen.  

Seit 2010 hatte Karsay zudem regelmäßig bei den paramilitärischen Übungen mitgemacht. 

Und möglicherweise nicht nur er: Mithilfe seiner langjährigen Kontakte zur Ungarischen 

Nationalen Front sollten Aktivisten der Europäischen Aktion an den Trainings in Ungarn 

teilnehmen. Nach Ansicht der Staatsanwaltschaft sollten die Camps dem Aufbau einer be-

waffneten „europäischen Befreiungsarmee“ dienen. Der EA-„Landesleiter Österreich“, Hans 

Berger, sitzt deshalb seit Dezember 2016 in Haft, im März 2018 lehnte der Oberste Gerichts-

hof in Wien erneut seine Haftbeschwerde ab.  

Spur nach Thüringen  

https://blog.zeit.de/stoerungsmelder/tag/europaeische-aktion
https://blog.zeit.de/stoerungsmelder/tag/europaeische-aktion
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Die revolutionären Umtriebe passen in ein anderes Muster, das die Behörden beobachtet 

haben: Die 2010 in der Schweiz gegründete EA sei zuletzt zunehmend militanter geworden, 

heißt es in einem Papier der Staatsanwaltschaft Wien – das gilt vor allem für die Amtszeit 

des letzten Vorsitzenden Oliver Hasler aus Liechtenstein, unter dessen Ägide sich die Orga-

nisation nicht mehr nur auf Vorträge und Aufmärsche beschränkte.  

Ungarn war nicht der einzige Ort, an dem sich europäische Neonazis für den Kampf stählten. 

Wehrübungen gab es auch in Thüringen. Dort richtete der EA-Gebietsleiter Axel Schlimper 

nach Erkenntnissen der Behörden im Wald Biwaks und Trainings aus. Im Juni 2017 durch-

suchte das Thüringer Landeskriminalamt sein Haus im Süden des Freistaats wegen des Ver-

dachts der Bildung einer kriminellen Vereinigung. Die Ermittler fanden nach eigenen Anga-

ben unter anderem Waffen, Munition, Propagandamaterial und Drogen.  

Schlimper ist im Netzwerk der Holocaustleugner eine besonders interessante Figur. Drei 

Jahre vor der Durchsuchung seines Hauses, im Juni 2014, nahm er an einem Treffen in ei-

nem Wiener Gasthaus mit anderen EA-Mitgliedern teil – unter ihnen: Peter Karsay, der mut-

maßliche Waffenbeschaffer. 

Kamen die Ermittler zu spät?  

Zur Verschleierung der Wehrübungen hatte Schlimper laut Ermittlungsergebnissen einen 

Autobastler-Verein namens Stahlsau gegründet. Ums Schrauben dürfte es dabei aber höchs-

tens am Rande gegangen sein: Mitglieder der Gruppe waren teils jahrelang in der Neonazis-

zene aktiv, einer der Mitgründer sitzt für die NPD in einem Thüringer Kreistag.  

Infolge der Razzia bei Schlimper ermittelt das LKA mittlerweile gegen insgesamt 14 Be-

schuldigte aus Thüringen, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen, weil sie sich an einer 

kriminellen Vereinigung beteiligt haben sollen. Auch die bundesdeutschen Sicherheitsbe-

hörden waren offenbar auf eine zunehmende Radikalisierung aufmerksam geworden: 16 

Mal innerhalb von zwei Jahren befasste sich das Gemeinsame Extremismus- und Terroris-

musabwehrzentrum mit der Europäischen Aktion.  

Tatsächlich waren die Ermittler offenbar zu spät dran. Zum Zeitpunkt der Razzien im Som-

mer 2017 hatte sich die EA bereits selbst aufgelöst, wie Schlimper in einem Interview mit 

dem stellvertretenden Bundesvorsitzenden der NPD, Thorsten Heise, erklärte.  

Neue Heimat NPD  

Dort, in der NPD, finden nun offenbar mehrere frühere EA-Mitglieder ihre neue politische 

Heimat. Schlimper selbst wird im Thüringer Landesverband mittlerweile als „Landesorga-

nisationsleiter“ geführt. Daneben tingelt er als Redner bei Neonazi-Aufmärschen und Festi-

vals durch Thüringen, hielt erst im März 2018 beim geschichtsrevisionistischen „Verein Ge-

dächtnisstätte“ einen Vortrag.  

https://blog.zeit.de/stoerungsmelder/2012/07/03/braunes-netzwerk-im-thuringer-becken_8997
https://blog.zeit.de/stoerungsmelder/2012/07/03/braunes-netzwerk-im-thuringer-becken_8997
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Für andere frühere Aktivisten hat Bundesvize Heise bereits konkrete Vorstellungen. Mit 

ihnen könnte in der Partei ein „Europaarbeitskreis“ zur Unterstützung des NPD-Europaab-

geordneten Udo Voigt gegründet werden, sagte Heise in einem Video-Interview mit Schlim-

per.  

Das Kalkül dahinter: Gelingt es ihm, die ehemaligen Mitstreiter an sich zu binden, könnte er 

seinem jüngst gegründeten „Völkischen Flügel“ zu mehr Mitgliedern und Macht verhelfen. 

Die innerparteiliche Gruppierung will Neonazis zurückgewinnen, die sich von der NPD ab-

gewendet haben und vielfach in neu gegründete Kleinparteien gewechselt waren. Das 

dichte Netzwerk der Holocaustleugner funktioniert offenbar weiterhin bestens.  
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Antifachistisches Info Blatt, 3. März 2018, Online-Ausgabe 

[https://www.antifainfoblatt.de/artikel/das-ende-der- 

%E2%80%9Eeurop%C3%A4ischen-aktion%E2%80%9C] 

 

Das Ende der „Europäischen Aktion“? 

Im Juni 2017 erklärte der Thüringer Gebietsleiter der „Europäischen Aktion“ (EA), Axel 

Schlimper, in einem Video-Stream der NPD-Thüringen weitgehend unbemerkt die Auflö-

sung der EA. „Im Grunde ist alles gesagt“, nun gelte es, „eigenverantwortlich und pflichtbe-

wusst an der Erreichung der sieben Ziele weiterzuarbeiten“ — heißt es später auf der Home-

page der EA. Vieles deutet darauf hin, dass mit der „Auflösung“ des europaweiten geschichts-

revisionistischen Netzwerks einem drohenden Verbot zuvorgekommen werden sollte. 

Die „Europäische Aktion“ war im Jahr 2010 unter Vorsitz des Schweizers Bernhard Schaub 

gegründet worden und verstand sich als „Bewegung für ein freies Europa“. Der Gründung 

vorausgegangen waren Verbote von mehreren Holocaust-Leugner-Organisationen in 

Deutschland wie dem „Collegium Humanum“ von Ursula Haverbeck-Wetzel, dessen Unter-

verein „Bauernhilfe“ sowie dem „Verein zur Rehabilitierung der wegen Bestreitens des Ho-

locaust Verfolgten“ (VRBHV). Die „Europäische Aktion“ sollte Geschichtsrevisionisten aus 

ganz Europa ein Dach bieten und verstand sich nicht zuletzt wegen einer befürchteten staat-

lichen Repression als „Bewegung“. 

Das Selbstverständnis der „Europäischen Aktion“ ist in sieben Zielen ausformuliert worden, 

die auf Flugblättern oder auch in stundenlangen Videomitschnitten von Reden Bernhard 

Schaubs verbreitet wurden: „1) Wiederherstellung der Freien Rede 2) Abzug aller fremden 

Truppen 3) Repatriierung außereuropäischer Einwanderer 4) Staatliche Selbstbestimmung 

für die Deutschen der BRD und der BRÖ 5) Schaffung einer europäischen Eidgenossenschaft 6) 

Überführung des Geld- und Medienwesens ins Volkseigentum 7) Wiederaufbau der Tradition 

— Kampf der Dekadenz und Naturzerstörung“. 

Neben heute insbesondere im Reichsbürgerspektrum vertretenen Ansichten wie der Vor-

stellung, die BRD sei nach wie vor besetzt, war insbesondere der explizite Antisemitismus 

Kennzeichen der EA, der sich mitnichten auf eine neonazistische Vergangenheitspolitik der 

Holocaustleugnung (Ziel 1) beschränkte. Die EU galt der EA als „Kind der Zionisten“, der „po-

litische Zionismus“ als „die Weltmacht schlechthin“. 

Der deutsche Landesleiter der EA, Rigolf Hennig, der von dem mittlerweile in Mecklenburg-

Vorpommern lebenden Schaub zunehmend das Zepter der Organisation in die Hand genom-

men hatte2, sah „das deutsche Volk noch vor seiner größten Aufgabe, nämlich Europa befreien 

zu helfen und zu einen.“ In seiner „Schrift zur weltpolitischen Lage“ sah Hennig einen nahen-

den Zusammenbruch, da „die Zionisten“ die „Kontrolle verloren“ hätten: „Da mit schweren 

Notlagen zu rechnen ist mit dem Ausfall von Wasser, Strom und Heizung und plündernden 

Ausländerbanden in den Großstädten gilt es — um nur das Wichtigste anzureißen — haltbare 

Lebensmittel für mindestens drei Monate, Wasser, Heizstoffe und Kerzen vorzuhalten und 

https://www.antifainfoblatt.de/artikel/das-ende-der-%E2%80%9Eeurop%C3%A4ischen-aktion%E2%80%9C#footnote2_cub4z4s
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Rückzugsmöglichkeiten auf dem Lande vorzubereiten. Zur Notvorsorge gehört selbstver-

ständlich die Bewaffnung und Vorbereitung von Bürgerwehren, (wobei ich freilich nur zu-

gelassene Waffen empfehlen darf.)“ Es gelte: „Zusammenrücken, Zellen bilden und diese 

vernetzen.“ 

Verdacht des Aufbaus einer „Kampfverbindung“ 

Scheinbar blieb es jedoch nicht bei theoretischen Planspielen. Ende 2016 nahm die Staats-

anwaltschaft in Österreich Ermittlungen gegen acht Personen unter Führung des dortigen 

EA-Landesleiters Hans Berger auf. Der Personenkreis stand im Verdacht, eine österreichi-

sche Niederlassung der EA gegründet zu haben und auszubauen, wobei die EA das Ziel ver-

folge, die „verfassungsmäßigen Einrichtungen der Republik Österreich nicht nur zu erschüt-

tern, sondern zu beseitigen“. Die Staatsanwaltschaft Österreich ordnete entsprechend 

Durchsuchungen bei Berger und weiteren Beschuldigten an, um etwaige Dokumente über 

die Organisation, NS-Devotionalien oder auch Waffen sicherzustellen. Die „Umsturzbemü-

hungen“ beschränkten sich laut Staatsanwaltschaft aber nicht allein auf Österreich, sondern 

auf ganz Europa — und seien unter dem Vorsitzenden der EA, Oliver Hasler aus Liechten-

stein, „intensiviert, zunehmend militanter und ausführungsnäher“ verfolgt worden. 

In Liechtenstein war die EA über viele Jahre hinweg besonders aktiv. Nachdem die propa-

gandistischen Aktivitäten in dem kleinen Staat zwischen Österreich und der Schweiz 2012 

für erheblichen Wirbel gesorgt hatten, erklärte der damalige EA-Landesleiter Oliver Hasler 

im September 2012 öffentlich seinen Rücktritt. Im Liechtensteiner Volksblatt ließ sich Has-

ler zitieren, er wolle mit diesem Schritt „den Meinungsdiktatoren die Möglichkeit verwehren, 

meine persönliche Existenz zu zermürben“ und ergänzte gleichzeitig, er schließe sich der 

„Nulltoleranz-Linie“ der Regierung gegen Rechtsextremisten an. Doch schon 2014 trat Has-

ler erneut für die EA in Erscheinung.3 

Paramilitärische Übungen in Ungarn 

Die Vorwürfe der österreichischen Behörden stützen sich weiterhin auf langjährige Kon-

takte der EA zur mittlerweile aufgelösten militanten ungarischen Neonaziorganisation 

„Magyar Nemzeti Arcvonal“ (MNA). Die MNA organisierte über viele Jahre paramilitärische 

Ausbildungen und Wehrsportübungen in verlassenen Kasernen in Ungarn. Mitbegründer 

und Anführer der MNA war István Győrkös, der im Oktober 2016 bei einer Hausdurchsu-

chung wegen illegalen Waffenbesitzes auf Polizeibeamten schoss und dabei einen von ihnen 

tödlich verletzte. Die Behörden vermuteten aufgrund von Telefonüberwachungsmaßnah-

men, dass die Tatwaffe von dem österreichischen EA-Aktivisten Peter K. illegal besorgt wor-

den sein soll. Peter K. habe zudem seit 2010 immer wieder an paramilitärischen Übungen 

der MNA in Ungarn teilgenommen. Im Juni 2014 fand in einer Wiener Gaststätte ein Treffen 

statt, an dem neben Hans Berger auch Axel Schlimper und Peter K. teilgenommen haben 

sollen, um die Vermittlung junger EA-Aktivisten zur Teilnahme an paramilitärischen Übun-

gen in Ungarn zu planen. 

Razzien in Thüringen 

https://www.antifainfoblatt.de/artikel/das-ende-der-%E2%80%9Eeurop%C3%A4ischen-aktion%E2%80%9C#footnote3_gh3h9yb
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Doch nicht nur in Österreich wurden die Behörden gegen die EA aktiv. Auch in Deutschland 

gab es knapp zwei Wochen nach der erklärten Selbstauflösung am 10. Juni 2017 Razzien 

gegen die Struktur. Am 23. Juni 2017 durchsuchte die Polizei mit Unterstützung der Son-

dereinheit GSG9 vierzehn Objekte, insbesondere in Thüringen, darunter auch Schlimpers 

Wohnung. Auch in Bayern, Baden-Württemberg, Brandenburg, Hessen und Niedersachsen 

gab es Durchsuchungen. Ermittelt wird gegen dreizehn Personen wegen des Verdachts der 

Bildung einer kriminellen Vereinigung. Neben Propagandamaterial und Computern wurden 

Waffen und Munition sichergestellt. Den Beschuldigten wird vorgeworfen, im Raum 

Südthüringen bewaffnete Waldbiwaks veranstaltet oder an diesen teilgenommen zu haben. 

Die im Juni erklärte Auflösung der „Europäischen Aktion“, die auf der Homepage der Orga-

nisation erst Monate später nachlesbar war, lässt sich vor diesem Hintergrund nur als Farce 

interpretieren, um einem Verbot zuvorzukommen. Trotz „Selbstauflösung“ und den laufen-

den Ermittlungen sind Aktivisten der EA auf extrem rechten Veranstaltungen vertreten und 

verzichten dabei nicht einmal auf die Symbole der vermeintlich aufgelösten Organisation. 

Als Ende Juli bis zu 1.000 Neonazis zum „Rock für Identität“ erneut ins thüringische Themar 

kamen, wurden die Reden, die das Neonazikonzert als politische Demonstration legitimie-

ren sollten, vor einem Banner der „Europäischen Aktion Thüringen“ gehalten. Als Modera-

tor trat Axel Schlimper in Erscheinung, der in seiner Rede forderte, sich „immer wieder zum 

Rassismus zu bekennen.“4 Auch die Homepage der Organisation ist nach wie vor erreichbar. 

 1. Anmerkung: Axel Schlimper ist neben seinen Aktivitäten für die EA auch als Liedermacher unterwegs. Der Titel 
dieses Artikels ist dem Lied „Hausdurchsuchung!“ entnommen, das Schlimper gemeinsam mit Frank Rennicke ver-
tont hat. Sie haben es von Musikern der links-alternativen Bewegung kopiert. 

 2. Vgl. AIB Nr. 108: "Europäische Aktion" 

 3. Vgl. AIB Nr. 108: "Europäische Aktion" 

 4. Vgl. taz.de: "Ein Zehntel ist noch übrig" von Michael Bartsch, 29.7.2017 

 

  

https://www.antifainfoblatt.de/artikel/das-ende-der-%E2%80%9Eeurop%C3%A4ischen-aktion%E2%80%9C#footnote4_idhjs1s
https://www.antifainfoblatt.de/artikel/das-ende-der-%E2%80%9Eeurop%C3%A4ischen-aktion%E2%80%9C#footnoteref1_gxqjjgi
https://www.antifainfoblatt.de/artikel/das-ende-der-%E2%80%9Eeurop%C3%A4ischen-aktion%E2%80%9C#footnoteref2_cub4z4s
https://www.antifainfoblatt.de/artikel/%E2%80%9Eeurop%C3%A4ische-aktion%E2%80%9C
https://www.antifainfoblatt.de/artikel/das-ende-der-%E2%80%9Eeurop%C3%A4ischen-aktion%E2%80%9C#footnoteref3_gh3h9yb
https://www.antifainfoblatt.de/artikel/%E2%80%9Eeurop%C3%A4ische-aktion%E2%80%9C
https://www.antifainfoblatt.de/artikel/das-ende-der-%E2%80%9Eeurop%C3%A4ischen-aktion%E2%80%9C#footnoteref4_idhjs1s
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Volksblatt - Fritig, 13. Juli 2018, OnlineNews 

Mit Pistole, Cannabis und «Reichsbürgerausweis» im Gepäck 

VADUZ - Ein 22-jähriger Deutscher und sein Vater mussten sich am Donnerstag vor dem 

Landrichter verantworten. Die Anschuldigungen: Verstösse gegen das Waffengesetz. 

«Ich gehöre nicht den Reichsbürgern an», versicherte der 22-jährige Deutsche am Dienstag 

vor Gericht, hatte er sich doch mit 18 Jahren einen «Reichsbürgerausweis» im Internet be-

stellt. Damals im Studium sei ihm die Reichsbürgerbewegung noch logisch erschienen, so 

seine Begründung. Mit der «Europäischen Aktion» – deren Informationsbroschüren er be-

sass – habe er ebenfalls nichts am Hut: «Ich habe ausländische Freunde, das sind für mich 

ganz normale Menschen», betonte der junge Mann. Dies war aber auch nicht der Grund, 

weshalb er sich vor Gericht zu verantworten hatte. Es war eine Polizeikontrolle an einer 

deutschen Autobahnraststätte, die nun vor dem liechtensteinischen Landgericht endete. 

Der 22-jährige wurde im Oktober 2017 bekifft, mit 77 Gramm Cannabis und einer Waffe im 

Gepäck angehalten. Der Verdacht auf Drogenhandel und Verstösse gegen das Waffengesetz 

alleine hätte schon genügt, eine Hausdurchsuchung an seinem Wohnort in Liechtenstein an-

zuordnen. Dass bei ihm eben jener «Reichsbürgerausweis» gefunden wurde, unterstrich 

dies noch zusätzlich. Als die Landespolizei Anfang November dann bei dem jungen Deut-

schen in Liechtenstein vorstellig wurde, fanden sie – neben den Schusswaffen seines Vaters 

– ein Winchester-Gewehr und ein weiteres Gewehr vor, für die der Sohn jedoch eine Bewil-

ligung vorweisen konnte. Dass die Winchester offen in der Küche herumlag, brachte ihm – 

neben Drogenkonsum und -besitz und dem Ausführen einer Waffe ohne Trageerlaubnis – 

auch noch eine Anzeige wegen unsachgemässer Lagerung ein. 

Voll geständig 

Ja, er habe Gras geraucht und die Pistole im Kofferraum mitgeführt, jedoch nicht gewusst, 

dass er die Ausfuhr der Waffe jedes Mal bescheinigen lassen müsste. Er habe sich lediglich 

mit Kollegen in Deutschland an einem Schiessstand treffen wollen. Dass das Gewehr zu 

Hause frei herumlag, sei wiederum ein dummer Fehler gewesen. Er habe es eigentlich nur 

wegen eines Wasserschadens im Waffenschrank seines Vaters reinigen wollen und es dann 

vergessen, erklärte der junge Deutsche dem Richter. Die Lagerung im Schrank seines Vaters 

war es auch, die diesen ebenfalls auf die Anklagebank brachte. Beide hätten nach Ansicht 

der Staatsanwaltschaft mit der gemeinsamen Lagerung, dem jeweils anderen als unbefug-

tem Dritten, Zugang zu ihren Waffen verschafft. Eine Ansicht, die die Verteidigung jedoch 

nicht teilte. Für sie verfolge die Staatsanwaltschaft doch eine strenge Rechtsauslegung. Die 

Pflicht zur sicheren Verwahrung von Waffen diene in erster Linie dem Schutz vor Diebstahl, 

Unfällen und Suizid. Da jedoch nur sie beide einen Schlüssel und je einen europäischen Waf-

fenpass besässen, könne nicht von unberechtigten Dritten gesprochen werden. Auch die An-

klage wegen des Transportierens ohne Tragebewilligung zweifelte die Verteidigung an. Die 

Waffe sei ungeladen, mit originalverpackter Munition und zwei leeren Magazinen im Kof-
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ferraum des Autos transportiert worden. Hier könne man wohl nicht – wie von der Staats-

anwaltschaft angeklagt – vom Tragen einer Waffe reden, plädierte der Anwalt des 22-Jähri-

gen. 

Teilweiser Freispruch 

Als der Richter schliesslich das Urteil sprach, stimmte er sowohl dem Verteidiger als auch 

dem Staatsanwalt zu. Zwei in einem Haushalt lebende Personen mit Waffenpass müssen 

laut seiner Ansicht in der Lage sein, ihre Waffen in einem gemeinsamen Tresor zu lagern. 

Weshalb er den Vater vollends und den Sohn in einem Punkt von der unsachgemässen La-

gerung freisprach. Für den Transport der Waffe ohne Tragebewilligen sei es jedoch egal, 

wie diese transportiert werde, so der Richter. Als mildernd wurde dem 22-Jährigen sein 

Geständnis, die Unbescholtenheit und seine Distanzierung von den Reichsbürgern ange-

rechnet. Schlussendlich brachten ihm der Drogenbesitz und Konsum, die Ausfuhr der Waffe 

so-wie die Winchester auf dem Küchentisch noch eine Verurteilung zu zwei Monaten be-

dingter Haft (3 Jahre Probezeit), 2000 Franken Strafe sowie den Prozesskosten von 1000 

Franken ein. Die Gewehre durfte er jedoch behalten – hier könnte ihm aber noch ein Entzug 

der Bewilligung ins Haus stehen. Der Verteidiger meldete sofort Berufung gegen Schuld und 

Strafe an. Das Urteil ist somit nicht rechtskräftig. 
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Medienmitteilung der Regierung [26. April 2018] 

[https://www.llv.li/medienmitteilungen/detail/2473/aurelia-frick-an-konferenz-gegen-

terrorismusfinanzierung] 

 

 

 

Medienmitteilung der Regierung [14. Mai 2018] 

[https://www.llv.li/medienmitteilungen/detail/2503/europaische-

antirassismuskommission-lobt-liechtenstein-fur-fortschritte] 
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Stellungnahmen der Regierung an den Landtag des Fürstentums Liechtenstein 

(Bericht und Anträge/BuA) 

 

BuA 2018 Nr. 36: Bericht und Antrag der Regierung an den Landtag des Fürstentums Liech-

tenstein betreffend die Totalrevision des Datenschutzgesetzes sowie die Abänderung wei-

terer Gesetze Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verar-

beitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richt-

linie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung)  

- u.a. zu Extremismus 

 

BuA 2018 Nr. 42: Interpellationsbeantwortung der Regierung an den Landtag des Fürsten-

tums Liechtenstein zur Entwicklung des Ausländeranteils, den Einbürgerungsbedingungen 

und dem Einbürgerungsverhalten. 

- u.a. zu Extremismus, Rassismus 

 

BuA 2018 Nr. 101: Stellungnahme der Regierung an den Landtag des Fürstentums Liech-

tenstein zu den anlässlich der ersten Lesung betreffend die Schaffung eines Gesetzes über 

das Verzeichnis der wirtschaftlichen Eigentümer inländischer Rechtsträger (VWEG) sowie 

die Abänderung des Beschwerdekommissionsgesetzes aufgeworfenen Fragen) 

- u.a. zu Terrorismus 

 

BuA 2018 Nr. 99: Stellungnahme der Regierung an den Landtag des Fürstentums Liechten-

stein zu den anlässlich der ersten Lesung betreffend die Schaffung eines Wirtschaftsprüfer-

gesetzes und die Abänderung weiterer Gesetze aufgeworfenen Fragen 

- u.a. zu Terrorismus 

 

BuA 2018 Nr. 98: Bericht und Antrag der Regierung an den Landtag des Fürstentums Liech-

tenstein betreffend den Erlass eines Gesetzes über die Einlagensicherung und Anlegerent-

schädigung bei Banken und Wertpapierfirmen (Einlagensicherungs- und Anlegerentschädi-

gungsgesetz - EAG) sowie die Abänderung weiterer Gesetze 

- u.a. zu Terrorismus 

 

  



 

Extremismus in Liechtenstein – Monitoringbericht 2018  101 

 

BuA 2018 Nr. 90: Bericht und Antrag der Regierung an den Landtag des Fürstentums Liech-

tenstein betreffend die Abänderung des Strafgesetzbuches, der Strafprozessordnung, des 

Gesetzes über die Zusammenarbeit mit dem internationalen Strafgerichtshof und anderen 

internationalen Gerichten sowie des Naturschutzgesetzes) 

- u.a. zu Terrorismus 

 

BuA 2018 Nr. 70: Bericht und Antrag der Regierung an den Landtag des Fürstentums Liech-

tenstein betreffend die Schaffung eines Gesetzes über das Verzeichnis der wirtschaftlichen 

Eigentümer inländischer Rechtsträger (VWEG) sowie die Abänderung des Beschwerde-

kommissionsgesetzes 

- u.a. zu Terrorismus 

 

BuA 2018 Nr. 69: Stellungnahme der Regierung an den Landtag des Fürstentums Liechten-

stein zu den anlässlich der ersten Lesung betreffend die Totalrevision des Datenschutzge-

setzes sowie die Abänderung weiterer Gesetze aufgeworfenen Fragen. 

Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung perso-

nenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG 

(Datenschutz-Grundverordnung) und Richtlinie (EU) 2016/680 zum Schutz natürlicher 

Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die zuständigen Behörden 

zum Zwecke der Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder 

der Strafvollstreckung sowie zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung des Rahmenbe-

schlusses 2008/977/JI des Rates) 

- u.a. zu Terrorismus 

 

BuA 2018 Nr. 68: Bericht und Antrag der Regierung an den Landtag des Fürstentums Liech-

tenstein betreffend den Beschluss Nr. 92/2018 des gemeinsamen EWR-Ausschusses 

Richtlinie 2010/78/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 

2010 zur Änderung der Richtlinien 98/26/EG, 2002/87/EG, 2003/6/EG, 2003/41/EG, 

2003/71/EG, 2004/39/EG, 2004/109/EG, 2005/60/EG, 2006/48/EG, 2006/49/EG und 

2009/65/EG im Hinblick auf die Befugnisse der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäi-

sche Bankenaufsichtsbehörde), der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Auf-

sichtsbehörde für das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung) und der 

Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbe-

hörde)(Omnibus I) 

- u.a. zu Terrorismus 
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BuA 2018 Nr. 44: Stellungnahme der Regierung an den Landtag des Fürstentums Liechten-

stein zu den anlässlich der ersten Lesung betreffend die Abänderung des Gesetzes über die 

Landespolizei (Polizeigesetz, PolG) aufgeworfenen Fragen 

- u.a. zu Terrorismus 

 

BuA 2018 Nr. 42: Interpellationsbeantwortung der Regierung an den Landtag des Fürsten-

tums Liechtenstein zur Entwicklung des Ausländeranteils, den Einbürgerungsbedingungen 

und dem Einbürgerungsverhalten 

- u.a. zu Terrorismus 

 

BuA 2018 Nr. 36: Bericht und Antrag der Regierung an den Landtag des Fürstentums Liech-

tenstein betreffend die Totalrevision des Datenschutzgesetzes sowie die Abänderung wei-

terer Gesetze. 

Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung perso-

nenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG 

(Datenschutz-Grundverordnung) 

- u.a. zu Terrorismus 
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Kleine Anfrage des Landtags vom 28. Februar 2018 – Antwort der Regierung  

vom 2. März 2018 

 

 

Landtagsabgeordneter Günter Vogt 
 
Trifft die FMA Abklärungen und Vorbereitungen im Bereich von ICOs (Initial Coin Of-
ferings)? 
In jüngster Zeit wird in Europa ein markanter Anstieg von durchgeführten Initial Coin-
Offerings festgestellt. ICOs sind eine digitale Form öffentlicher Kapitalbeschaffung zu 
unternehmerischen Zwecken. ICOs erfolgen ausschliesslich über die Blockchain-Tech-
nologie. Das innovative Potenzial dieser Technologie wird unbestritten anerkannt. Die 
konkrete Ausgestaltung von ICOs unterscheidet sich im Einzelfall in technischer, funkti-
onaler und ökonomischer Hinsicht aber sehr stark. Zurzeit bestehen weder internatio-
nal noch in Liechtenstein spezifische Vorschriften zu ICOs. Liechtenstein und auch die 
benachbarte Schweiz im Finanzmarktrecht, welches grundsätzlich prinzipienbasiert ge-
halten ist, folgt dem Prinzip der Technologieneutralität. Das Aufnehmen von Geld für 
eigene Zwecke ohne die Zwischenschaltung einer Plattform oder eines Emissionshau-
ses ist grundsätzlich aufsichtsrechtlich unreguliert, wenn keine Rückzahlungspflicht be-
steht, kein Zahlungsmittel ausgegeben wird und kein Sekundärhandel stattfindet. Ab-
hängig von der jeweiligen Ausgestaltung eines ICOs können verschiedene Anknüp-
fungspunkte zum geltenden Aufsichtsrecht bestehen, zum Beispiel Bestimmungen zur 
Bekämpfung der Geldwäscherei und auch der Terrorismusfinanzierung. Dazu meine 
Fragen: 
 
1. Unternimmt die FMA Anstrengungen bei der Entwicklung und Implementierung 

von sogenannten Blockchain-Lösungen auf dem Liechtensteiner Finanzplatz? 
2. Gibt es bei der FMA Hinweise, dass sogenannte ICO-Modelle das Aufsichtsrecht 

verletzen oder eine Umgehung der Aufsichtsgesetze dargestellt haben? 
3. Wurden im Zusammenhang mit Scheinkryptowährungen erhöhte betrügerische Ak-

tivitäten von Anbietern festgestellt und kann die FMA ausschliessen, dass ICO-Akti-
vitäten mit Bezug auf Liechtenstein, insbesondere aufgrund der aktuellen Markt-
entwicklung in betrügerischer Absicht erfolgen? 

4. Gibt es bei der FMA ein Enforcement-Verfahren und, falls ja, wie ist das generelle 
Vorgehen im Bereich von Scheinkryptowährungen? 

5. Denkt die FMA, dass eine eigenständische liechtensteinische gesetzliche Regulie-
rung für finanzmarktrechtliche, gesellschaftliche und steuerrechtliche Fragen not-
wendig wäre, oder ist ihr bekannt, bis wann eine EU-Regulierung zu dieser Frage 
(abseits von Geldwäschereiprävention), zum Beispiel bei der Schaffung von Rah-
menbedingungen für Wallet-Anbieter, Plattformbetreiber auf denen Tokens gehan-
delt werden, Einführung von Informationspflichten für Unternehmen, die ICOs 
durchführen etc., also in der Regulierung sogenannter digitaler Assets, kommen 
könnte? 
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Regierungschef Adrian Hasler 

Zu Frage 1: 

Die FMA führt derzeit sehr viele Gespräche mit Finanzmarktteilnehmern, welche Ge-
schäftsmodelle auf Basis der Blockchain-Technologie aufbauen wollen. Mit dem Fin-
Tech-Kompetenzteam „Regulierungslabor“ stellt die FMA sicher, dass Fachwissen vor-
handen ist, um solche Geschäftsmodelle beurteilen und mit den Unternehmen fun-
diert diskutieren zu können. Die FMA ist offen für solche Diskussionen und verfolgt ak-
tiv die Entwicklungen auf dem Markt. Blockchain-Lösungen bzw. Finanzdienstleistun-
gen müssen durch die Marktteilnehmer entwickelt werden. 
 
Zu Frage 2: 

Grundsätzlich haben sich alle Geschäftsmodelle, die in Liechtenstein angeboten wer-
den, an die geltenden Gesetze zu halten. Es hängt stark von der konkreten Ausgestal-
tung der ICOs ab, welche Gesetze anwendbar sind. Bei der FMA eingereichte ICO-An-
fragen werden deshalb einzeln geprüft. Die FMA beobachtet die Entwicklung bei ICOs 
aktiv. Falls die FMA feststellt, dass ein Unternehmen das Aufsichtsrecht umgeht oder 
umgehen möchte, schreitet sie ein. Beispielsweise verpflichtet sie das Unternehmen, 
das Konzept oder die Kommunikation an die Investoren anzupassen. Dies war in der 
Vergangenheit bei einigen wenigen ICOs notwendig. Der FMA sind keine aktuell statt-
findenden ICOs in Liechtenstein bekannt, welche das Aufsichtsrecht verletzen würden. 
 
Zu Frage 3: 

Unter dem Sammelbegriff „ICO“ werden üblicherweise unterschiedliche Anwendungs-
bereiche im Zusammenhang mit der Generierung von sogenannten Token zusammen-
gefasst. Je nach Ausprägung kann ein ICO eine Emission einer Kryptowährung darstel-
len, die anderen Ausprägungen können deshalb jedoch nicht als „Scheinkryptowährun-
gen“ bezeichnet werden. Wie bei vielen wirtschaftlichen Tätigkeiten gibt es auch bei 
ICOs ein Missbrauchspotenzial. Das Ziel der Regierung und der FMA ist es, einerseits 
betrügerische ICOs vom Finanzplatz fernzuhalten und andererseits den Marktteilneh-
mern diese neue Form der Kapitalbeschaffung zu ermöglichen. Die FMA kann im Zu-
sammenhang mit ICOs keine erhöhten betrügerischen Tätigkeiten beobachten. Die 
FMA beobachtet den Markt aktiv, schreitet bei ihr bekannten missbräuchlichen Tätig-
keiten ein und informiert im Anlassfall die Strafverfolgungsbehörden. 
 
Zu Frage 4: 

Das Enforcement im Finanzmarktrecht gehört zu den grundlegenden Aufgaben der 
FMA. Dementsprechend sind Enforcementprozesse bei der FMA vorhanden und wer-
den regelmässig angewandt. Das Vorgehen der FMA hängt stark vom Einzelfall ab. En-
forcementmassnahmen sind bspw. eine Strafanzeige bei der Staatsanwaltschaft sowie 
– bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen – ein Verfahren wegen einer Tä-
tigkeit ohne entsprechende Bewilligung oder – in Zusammenhang mit Vortaten zur 
Geldwäscherei – eine FIU-Meldung. 
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Zu Frage 5: 

Die Europäischen Regulatoren diskutieren sehr intensiv über mögliche Rahmenbedin-
gungen für Kryptowährungen und ICOs. Es ist derzeit nicht absehbar, ob und wann 
eine solche Regulierung kommen könnte. Bekannt ist einzig, dass die Anbieter von 
Kryptowährungsbörsen und Wallets, das ist eine Art Konto für Kryptowährungen, 
durch die baldige Anpassung der 4. Geldwäscherichtlinie dem Sorgfaltspflichtrecht un-
terstellt werden. Die Regierung verfolgt in der Finanzmarktregulierung die Strategie, 
Innovation und neue Geschäftsmodelle grundsätzlich zu ermöglichen, sofern der Kun-
denschutz und das Vertrauen in den Finanzplatz dadurch nicht gefährdet sind. 
 
 
Kleine Anfrage des Landtags vom 27. März 2018 – Antwort der Regierung  

vom 29. März 2018 

 

 

Landtagsabgeordneter Christoph Wenaweser 
 
Ungleichbehandlung von Risikoländern? 
 
Liechtenstein hat beschlossen, unter anderem mit den Staaten Argentinien, Brasilien, 
Mexiko und China in den automatischen Informationsaustausch in Steuersachen einzu-
treten. Ein Kriterium hierfür war die Annahme, dass in diesen Ländern ein rechtssiche-
rer und rechtsstaatlicher Umgang mit den gelieferten Daten gewährleistet sei. Ande-
rerseits führt die Finanzmarktaufsicht eine sogenannte Liste A, auf der vornehmlich 
Länder mit einem Corruption Perceptions Index von Transparency International kleiner 
50 gelistet sind. Geschäftsbeziehungen zu Personen in diesen Ländern sind daher als 
Geschäftsbeziehungen mit erhöhtem Risiko zu führen. Argentinien, Brasilien, Mexiko 
und China werden im Rahmen des AIA als Rechtsstaaten betrachtet, in der Behandlung 
von Geschäftsbeziehungen zu Personen in diesen Ländern jedoch als zumindest poten-
zielle Unrechtsstaaten. Dazu meine Fragen: 
1. Worauf begründet und rechtfertigt die Regierung die unterschiedliche Betrach-

tungsweise dieser Staaten? 
2. Wäre es wenigstens für die Zukunft sinnvoll, für diese und weitere Länder eine in 

jeglicher Hinsicht identische Betrachtungsweise anzuwenden und aus welchen 
Gründen im bejahenden oder verneinenden Fall? 

 
 
Regierungschef Adrian Hasler 

Antwort zu den Fragen: 

Die Regierung erkennt keine unterschiedliche Betrachtungsweise. Die Grundlage für 
das Vorgehen ergibt sich aufgrund klarer völkerrechtlicher Verpflichtungen und in Um-
setzung von internationalen und europäischen Standards und Regulierungen. Die bei-
den angesprochenen Regelungen, nämlich der Automatische Informationsaustausch in 
Steuersachen zwischen teilnehmenden Staaten - kurz AIA - und die Bekämpfung der 
Geldwäscherei und der Terrorismusfinanzierung haben unterschiedliche Zielsetzungen 
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und Stossrichtungen. Aufgrund der engen Verbindung zwischen den Pflichten unter 
dem AIA und den Sorgfaltspflichten unter dem SPG ergänzen sich diese Regeln und wi-
dersprechen sich nicht. Hinsichtlich des AIA erwarten die OECD, das Global Forum so-
wie die G20, dass alle Länder den AIA umfassend umsetzen. Der Spielraum der einzel-
nen Länder ist dabei sehr klein. Dies wurde in den Beratungen zum Ausbau der Part-
nerstaaten-Liste transparent dargelegt. Die Regierung hält dazu erneut fest, dass hin-
sichtlich der Einhaltung des Datenschutzes und der Vertraulichkeit das Global Forum 
einen Prozess eingerichtet hat, in dem die Einhaltung der internationalen und in den 
anwendbaren Abkommen festgelegten Voraussetzungen überprüft wurde. Es ist die 
Erwartung des Global Forum, dass diese Assessment Reports eine ausreichende Grund-
lage für die Entscheidung darstellen, ob Liechtenstein den AIA mit einem interessierten 
Partnerstaat aktiviert. Die Regierung hat sich bei der Etablierung der Liste der Partner-
staaten an den Erkenntnissen aus diesen Berichten orientiert. Der völkerrechtliche Ver-
trauensgrundsatz kann nicht ohne nachvollziehbare, international anerkannte Begrün-
dung infrage gestellt werden. Sollten sich jedoch klare und belegbare Anhaltspunkte 
für eine Verletzung der festgelegten Grundsätze ergeben, würde Liechtenstein den AIA 
mit dem betreffenden Partner suspendieren. Das Kriterium der (einseitigen) Einschät-
zung des Ausmasses der Korruption in einem potentiellen Partnerstaat hat internatio-
nal keine Akzeptanz für die Beurteilung der Geeignetheit dieses Staates als Partner-
staat beim AIA, auch nicht auf der Grundlage des sogenannten Corruption Perception 
Index. Dies wurde sowohl bei der Festlegung der Partnerstaaten 2016/2017 als auch 
2017/2018 klar kommuniziert, im Landtag behandelt und auch so beschlossen. In der 
Bekämpfung der Geldwäscherei ist gemäss den FATF-Empfehlungen und gemäss der 4. 
EU-Geldwäschereirichtlinie bei der Beurteilung des geografischen Risikos unter ande-
rem zu berücksichtigen, ob Korruption oder andere kriminelle Tätigkeiten in dem je-
weiligen Herkunftsland des Kunden stark ausgeprägt sind. Korruption ist bekanntlich 
eine der wichtigsten Vortaten zur Geldwäscherei. Der Corruption Perception Index ist 
ein in der Finanzwelt weit verbreiteter Index zur Beurteilung dieses Risikos. Daher ver-
weist die Finanzmarktaufsicht in der erwähnten „Liste A“ unter anderem auf diesen In-
dex. Geschäftsbeziehungen zu Personen aus den gelisteten Ländern sind als Geschäfts-
beziehungen mit erhöhtem Risiko zu führen und folglich sind verstärkte Sorgfaltspflich-
ten anzuwenden. Bei den meisten der genannten Länder haben die Sorgfaltspflichtigen 
schon in der Vergangenheit verstärkte Sorgfaltspflichten angewandt. 
 
 
Kleine Anfrage des Landtags vom 03. Oktober 2018 – Antwort der Regierung  

vom 5. Oktober 2018 

 

 

Stv. Landtagsabgeordnete Helen Konzett 
 
Cyber Resilienz Liechtensteins 
 
Am 8. Mai 2018 fand auf Einladung der Parlamentarischen Versammlung der OSZE (Or-
ganisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa) sowie auf Einladung des Por-
tugiesischen Parlamentes in Lissabon eine Konferenz zur «Digitalen Resilienz eines de-
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mokratischen Staates» statt. Als Delegationsmitglied der Parlamentarischen Versamm-
lung der OSZE durfte ich Liechtenstein an der Konferenz vertreten. Cyber-Bedrohungen 
respektive die Antworten demokratischer Staaten auf die Bedrohung wurden im Bei-
sein von rund 20 internationalen und nationalen Fachpersonen diskutiert und in einen 
aktuellen Bezug gestellt. Nicht nur Firmen, sondern auch demokratische Errungen-
schaften unserer Staaten können direkt im Zentrum der Attacken oder Angriffe im 
Netz stehen. Sie können auf die Lahmlegung von Softwareprogrammen öffentlicher 
Verwaltungen zielen oder auf die Destabilisierung von Staaten durch im grossen Stil im 
Internet verbreiteten Fake News. Auch Liechtenstein ist betroffen beziehungsweise 
kann betroffen sein. Meine Fragen: 
1. Welche Modelle, Konzepte und Aktivitäten zur Erhöhung der Widerstandsfähigkeit 

in Liechtenstein gegen Cyberattacken gibt es schon und auf welchen Ebenen sind 
diese angesiedelt, national oder supranational? 

2. Könnte die 2004 in Kraft getretene und im Jahr 2016 von Liechtenstein ratifizierte 
Budapest Konvention aus Sicht der Regierung innerhalb der OSZE-Länder in der Be-
kämpfung des Cyber-Terrorismus einen guten Ausgangsrahmen darstellen, bei de-
ren Weiterentwicklung auch Liechtenstein als kleines Land eine bedeutende Rolle 
spielen könnte? 

3. Gemäss der Portugiesischen Ombudsstelle für kriminelle Cyberaktivitäten sind bei 
rund 4'000 Attacken täglich bisher schon rund 80% der Unternehmen Portugals 
Opfer von Cyberangriffen geworden. Wie hoch ist die Zahl der Attacken auf Liech-
tensteins Unternehmen in der Landesverwaltung und den angeschlossenen Betrie-
ben sowie in den Gemeindeverwaltungen? 

4. Gibt es Modelle, Konzepte und Aktivitäten zur Erhöhung der Widerstandsfähigkeit 
der Liechtensteiner Unternehmen und Finanzinstitute oder von Verbänden, von 
welchen die Regierung weiss oder an welchen sie beteiligt ist? 

5. Die Universität Liechtenstein plant am 27. November 2018 die erste Cyber 
Security-Konferenz in Liechtenstein. Gibt es einen Wissenstransfer bei den zustän-
digen Landesverwaltungsstellen mit der Universität zum Thema? 

 
 
Regierungsrätin Dominique Gantenbein 

Cyber Resilienz ist ein umfassender Begriff im Bereich der Cyberkriminalität. In diesem 
Zusammenhang gibt es verschiedene Zuständigkeiten, die - wie folgend aufgezeigt - 
alle ihren Beitrag zur Gefahrenabwehr leisten. Resilienz wird als abstrakter Begriff in 
der Sicherheitspolitik verwendet, weshalb das Innenministerium trotz der unterschied-
lichen Verantwortlichkeiten in diesem Bereich die Beantwortung der gegenständlichen 
Kleinen Anfrage übernimmt. 
 
Zu Frage 1: 

Die Widerstandsfähigkeit gegen Cyber Attacken wird seitens der Regierung auf ver-
schiedenen Ebenen angegangen. Im Zentrum steht dabei die Cyber-Sicherheit für die 
Landesverwaltung sowie der Schutz der kritischen Infrastrukturen vor Cyber-Angriffen. 
Darüber hinaus muss sich jedes Unternehmen eigenverantwortlich mit den Bedrohun-
gen auseinandersetzen und Massnahmen zum Schutz vor Cyber-Angriffen ergreifen. 
Von der Schweizer Strategie abgeleitet wurde das Projekt „Schutz von kritischen Infra-
strukturen“ unter der Leitung des Amtes für Bevölkerungsschutz. Im Rahmen dieses 
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Projekts erfolgte eine Inventarisierung kritischer Infrastrukturen. Punktuell wurden Ge-
spräche mit Betreibern von kritischen Infrastrukturen geführt. Die Landesverwaltung 
ist als Mitglied des Sicherheitsverbundes Schweiz aktiv an der Umsetzung der Nationa-
len Strategie der Schweiz vor Cyber-Risiken (NCS) beteiligt. In Bezug auf die Landesver-
waltung kümmert sich das Amt für Informatik um den Schutz der Infrastruktur der Lan-
desverwaltung. Dazu gehören auch Kampagnen zur Sensibilisierung der Mitarbeiten-
den im Umgang mit Cyber-Risiken. Die Landesverwaltung ist in Austausch mit verschie-
denen internationalen Stellen. So ist das Amt für Informatik in der Arbeitsgruppe „In-
formatik-Sicherheit“ der Schweizerischen Informatikkonferenz (SIK) vertreten, welche 
den Informatikteil der Cyber-Thematik bearbeitet. Ebenfalls ist das Amt für Informatik 
Mitglied in zwei Arbeitsgruppen zur Umsetzung der „Nationale Strategie zum Schutz 
der Schweiz vor Cyber-Risiken“. Zum einen in der Arbeitsgruppe „Risikoanalyse und 
Prävention“ zum andern in der Arbeitsgruppe „Krisenmanagement“. Zusätzlich beste-
hen enge Kontakte mit etlichen weiteren internationalen Sicherheits- und Cyber-Be-
hörden, unter anderen MELANI (CH), BSI (DE), ENISA (EU) und SON-euLISA (EU). 
 
Zu Frage 2: 

Die Budapest Konvention des Europarats ist kein Vertrag, der sich speziell auf Bekämp-
fung von Terrorismus und Cyber-Terrorismus konzentriert. Doch die in der Konvention 
vorgesehenen Straftatbestände können auch im Rahmen eines Terroraktes von Rele-
vanz sein. So kann beispielsweise der Eingriff in ein Computersystem (Artikel 5 der 
Konvention) auch ein terroristischer Akt darstellen oder zur Vorbereitung eines sol-
chen dienen. Die in der Konvention enthaltenen Rechtshilfe-Instrumente können auch 
bei terrorismus-bezogenen Ermittlungen genutzt werden. Dies und der Umstand, dass 
die Konvention über die Grenzen des Europarats bzw. der OSZE reicht (derzeit haben 
61 Länder aus allen Weltregionen die Konvention ratifiziert) zeigt, dass die Budapest 
Konvention einen guten Ausgangsrahmen darstellt. Liechtenstein nimmt seit vielen 
Jahren aktiv an den Vertragsstaatenversammlungen der Budapest Konvention teil und 
bringt sich konstruktiv ein. Im Juni 2017 wurde beschlossen, Verhandlungen über ein 
zweites Zusatzprotokoll zum Übereinkommen zu starten. Dieses soll insbesondere eine 
Verbesserung der internationalen Kooperation mit sich bringen. Liechtenstein verfolgt 
die Verhandlungen, kann jedoch aus Kapazitätsgründen nicht aktiv daran teilnehmen. 
 
Zu Frage 3: 

Cyber-Kriminalität und die damit verbundenen Attacken gehören längst zum Alltag. So 
stellt auch die Landesverwaltung beinahe täglich eine Vielzahl von Angriffen mit unter-
schiedlichen Methoden fest. Beispielsweise werden von den 190‘000 E-Mails, die 
durchschnittlich pro Monat eingehen, etwa 60% herausgefiltert und gelöscht, noch be-
vor sie überhaupt im Posteingang der Mitarbeitenden landen. Sie stammen entweder 
von nicht vertrauenswürdigen Absendern oder stellen eine konkrete Bedrohung durch 
Spam, Viren oder Phishing dar. Bei der Beurteilung der Bedrohungslage stützt sich das 
Amt für Informatik nicht zuletzt auf die Einschätzungen der Melde- und Analysestelle 
für Informationssicherung (Melani) des Bundes. Die Bedrohung wird von ihr als akut 
bezeichnet. Das Amt für Informatik ist laufend dabei, die technischen und organisatori-
schen Sicherheitsmassnahmen zu überprüfen und an die aktuellen Gegebenheiten an-
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zupassen. Obwohl die Landesverwaltung kontinuierlich angegriffen wird, sind der Re-
gierung keine Attacken bekannt, bei welchen es innerhalb der Landesverwaltung effek-
tiv zu Schäden wie bspw. Betriebsunterbrüchen oder Datenverlusten kam. 
 
Zu Frage 4: 

Diesbezüglich wird auf die Beantwortung zu Frage 1 verwiesen. 
 
Zu Frage 5: 

Der Aufbau eines Kompetenzzentrums für Cyber Security durch die Universität Liech-
tenstein und damit zusammenhängende Initiativen und Veranstaltungen werden sei-
tens der Regierung sehr begrüsst. Die Landesverwaltung steht in dieser Thematik mit 
der Universität Liechtenstein in Kontakt. 
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Kleine Anfrage des Landtags vom 7. November 2018 – Antwort der Regierung  

vom 9. November 2018 

 

 

Landtagsabgeordnete Violanda Lanter 
 
Digitalisierungsfortschritt und E-Government in der Verwaltung 
 
Am 25. Oktober 2018 war der Digital Day Switzerland, der auch in Vaduz einen Ausläu-
fer hatte. Im Oktober 2017 hat der Regierungschef die Deklaration zur Förderung von 
E-Government unterzeichnet - die sogenannte Tallinn Declaration on eGovernment. 
«Die Landesverwaltung setzt seit mehreren Jahren auf E-Government und wird diese 
digitalen Dienste laufend weiter ausbauen. Damit werden Abläufe vereinfacht, Doppel-
spurigkeiten und Medienbrüche vermieden und die Sicherheit und Zuverlässigkeit der 
Dienstleistungen erhöht», wurde der Regierungschef in einer Medienmitteilung zitiert. 
Auch im Rahmen der Leistungsanalyse und vor allem im Zusammenhang mit der Forde-
rung nach Bürokratieabbau hat die Regierung stark auf das Pferd E-Government ge-
setzt. Hierbei stellen sich mir folgende fünf Fragen: 
 
1. Welche Massnahmen zur Digitalisierung in der Verwaltung wurden bisher umge-

setzt? 
2. Welche Massnahmen zur Digitalisierung in der Verwaltung sind bis zum Ende der 

Legislatur noch geplant? 
1. Worin besteht jeweils der direkte Bürgernutzen dieser Massnahmen respektive in-

wiefern hat ein messbarer Bürokratieabbau stattgefunden? 
2. Inwiefern stehen die im Stellenplan und im Landesvoranschlag enthaltenen fünf 

neuen Stellen beim Amt für Informatik mit konkreten Massnahmen im Zusammen-
hang? 

3. Wie viel Geld wurde in der Verwaltung durch Effizienzmassnahmen mittels Digitali-
sierung seit dem Start des Projektes E-Government eingespart und welches Einspa-
rungspotenzial bietet die Digitalisierung bis zum Ende der Legislatur? 

 
 
Regierungschef Adrian Hasler 

Zu Frage 1: 

In den vergangenen Jahren wurde bereits eine Vielzahl von Massnahmen zur Digitali-
sierung der Verwaltung umgesetzt. Dazu gehören: 

 Einfacher Zugang zu behördlichen Informationen wie Gesetzen, Berichten und An-
trägen, Landtagsprotokollen, statistischen Daten im Web-Portal eTabs, das Geoda-
tenportal, amtliche Kundmachungen etc.; 

 Signatur und Identifikationslösungen lisign und lilog; 

 Online-Schalter mit rund 470 aktiven Formularen für Privatpersonen und Unter-
nehmen um den Behördenverkehr effizient abzuwickeln (z.B. die durchgängig 
elektronische Stipendienlösung oder die elektronische Verwaltung für Motorfahr-
zeug-Termine); 
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 Zugang zu persönlichen Stammdaten für Bürger via Online-Schalter und der Mög-
lichkeit zur Aktualisierung ausgewählter Datenfelder; 

 Elektronische Zustellung von behördlichen Dokumenten wie Grundbuchauszügen, 
Strafregister- und Pfändungsregisterauszügen via den Zustelldienst der liechten-
steinischen Post; 

 Online-Plattformen für Meldewesen für Unternehmen; dies umfasst die Meldung 
von Beschäftigungsverhältnissen, von grenzüberschreitenden Dienstleistungen, der 
Mehrwertsteuer sowie Plattformen für den internationalen Austausch von Steuer-
daten oder den Austausch von Verdachtsmitteilungen in Bezug auf die Bekämpfung 
der Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung; 

 Die Bereitstellung einer Software zum einfachen Ausfüllen der Steuererklärungen; 

 Die Synchronisation der Einwohnerdaten zwischen der Landesverwaltung und den 
Gemeinden; 

 Die Einführung eines digitalen Grundbuchs sowie 

 Die Einführung des digitalen Primats bei der Aktenführung in der Landesverwal-
tung. 

 
Damit diese Anwendungen im Behördenverkehr genutzt werden können, wurden die 
entsprechenden rechtlichen Grundlagen zum eGovernment und der Anerkennung der 
elektronischen Unterschrift geschaffen. Ebenfalls wurde in die Arbeitsmittel der Ver-
waltungsangestellten investiert, sodass diese effizient und mobil arbeiten können. Zu 
erwähnen ist der Einsatz von mobilen Geräten bei der Landespolizei, der Einsatz von 
Tablets bei Fahrzeugkontrollen, Verkehrs-Theorieprüfungen, Lebensmittelkontrollen 
sowie beim Waldregister. 
 
Zu Frage 2: 

Die Verwaltung befindet sich in einem stetigen Modernisierungsprozess in Bezug auf 
das digitale Angebot und die bevorstehenden technologischen Neuerungen. Zentral 
werden in dieser Legislaturperiode die Basisdienste zur Erneuerung und Weiterent-
wicklung des eGovernment sein. Dies beinhaltet unter anderem das Bereitstellen einer 
neuen elektronischen Identität, ein Unternehmens- und Bürgerportal, ePayment sowie 
die Vereinfachung und nutzerorientierte Gestaltung der wichtigsten Verwaltungs-
dienstleistungen. Weitere Schlüsselprojekte in dieser Legislaturperiode sind die elekt-
ronische Aktenverwaltung der Landesverwaltung, die Erneuerung der Zentralen 
Stammdaten, eine Wallet-Lösung für die Abrechnung der Kosten für die Kita-Leistun-
gen sowie der Ausstattung der Schülerinnen und Schüler mit Tablets und Notebooks. 
Ein weiterer zentraler Aspekt ist die Gewährleistung der Sicherheit der IT-Systeme im 
Zusammenhang mit Cyberattacken. 
 
Zu Frage 3: 

Die in den ersten beiden Fragen dargestellten Digitalisierungsvorhaben verbessern die 
Zugänglichkeit zur Verwaltung, vereinfachen die Antragstellung und Abwicklung von 
Geschäften und erhöhen die Zuverlässigkeit der verwendeten Informationen. Damit 
wird sowohl für Privatpersonen als auch für Unternehmen der Behördenverkehr we-
sentlich vereinfacht und die Verfügbarkeit erhöht. Die Abwicklung vieler Meldepflich-
ten, Antragstellungen, Auskünfte und Informationsbeschaffungen mittels Papierweg 
wäre mit dem bestehenden Personalbestand nicht zu bewältigen und würde sowohl in 
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Bezug auf Geschwindigkeit als auch Qualität massive Einbussen bedeuten. Von den 
Massnahmen zur Digitalisierung der Verwaltung profitieren sowohl Privatpersonen 
und Unternehmen im Behördenverkehr als auch die Verwaltung selbst. 
 
Zu Frage 4: 

Damit die für die kommenden Jahre geplanten Vorhaben zur Digitalisierung der Ver-
waltung umgesetzt werden können, müssen entsprechende personelle Ressourcen 
vorhanden sein. Diese neuen Stellen beim Amt für Informatik stehen in direktem Zu-
sammenhang mit den dargelegten Vorhaben, sprich eGovernment, Zentrale Stammda-
ten, IT-System-Engineering, IT-Sicherheit und Betreuung der IT für die Schulen. 
 
Zu Frage 5: 

Aufgrund der Vielzahl an Massnahmen und Projekten zur Digitalisierung in der Landes-
verwaltung kann das Einsparungspotenzial wertmässig nicht beziffert werden. Das Ein-
sparungspotential ist auch nicht die Hauptzielsetzung dieser Massnahmen und Pro-
jekte. Vielmehr ist die Landesverwaltung bestrebt, mittels effizientem Einsatz von IT-
Mitteln und den Ausbau von eGovernment-Leistungen den immer grösseren Arbeits-
umfang bestmöglich mit den bestehenden Ressourcen zu meistern. 
 
  



 

Extremismus in Liechtenstein – Monitoringbericht 2018  113 

 

 

 

 

Anhang 4:  
Dokumente aus der Szene 2018 
Öffentliche Aktionen 
Internetplattformen 
 
 
 
 
Die in den vorangegangenen Jahren aktiven Gruppierungen, insbesondere die „Europäische 

Aktion“ und die „Volkstreue Jugend Liechtensteins“ sind im Berichtsjahr 2018 nicht mit Ak-

tionen, Flugblättern oder Internetauftritten öffentlichkeitswirksam in Erscheinung getre-

ten. 

Die Website der Europäischen Aktion ist nach wie vor abrufbar. Die EA hat sich gemäss Hin-

weis auf der Website aufgelöst. Es heisst dort: „Mit dem nachfolgenden Schreiben geben wir 

– gestützt auf den gemeinsam gefassten Sitzungsbeschluss vom 10. Juni 2017 – die Auflö-

sung der Europäischen Aktion in ihrer operativen Form bekannt.“ 

Auch die „Volkstreue Jugend Liechtensteins“, die auf dem Blog-Hoster www.logr.org prä-

sent war, hat ihre dortigen Aktivitäten eingestellt und die früheren Beiträge sind nicht mehr 

abrufbar. 

http://www.logr.org/


 

 

 

 


